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2 VORWORT:  
DIE ÖKOLOGISCHE FRAGE IST EINE KLASSENFRAGE

Die ökologische Krise spitzt sich zu. Kipp-
punkte werden früher erreicht als ange-
nommen. Klimapolitik – wie der Feminis-
mus nicht nur von der radikalen Rechten 
als «Mittelstands-Esoterik» oder «Ge-
döns» denunziert – entwickelt sich zu ei-
nem Kristallisationspunkt für erneuerte 
gesellschaftliche Bewegung. Parteipo-
litisch profitieren in Europa davon eher 
die Grünen. Dies hat viel mit dem fal-
schen Gegensatz von sozialer und ökolo-
gischer Frage zu tun. Dabei ist die Frage 
der Klimagerechtigkeit eine soziale Fra-
ge globalen Maßstabes – die Folgen des 
Klimawandels, aber auch einzelner kli-
mapolitischer Maßnahmen sind klassen-
mäßig extrem ungleich verteilt, weltweit 
wie innerhalb der einzelnen Gesellschaf-
ten. 
Die von Oxfam (2015) erstellte Grafik (S. 3) 
zeigt sehr schön, wie die reichsten zehn 
Prozent der Weltbevölkerung für fast die 
Hälfte aller CO2-Emissionen verantwort-
lich sind. Diese Berechnungen gehen zu-
rück auf die Untersuchungen des Zusam-
menhangs von sozialer Ungleichheit und 
der Zunahme klimaschädlicher Emissio-
nen von Chancel/Picketty (2015). Im Jahr 
1998 erklärten die Ungleichheiten noch 
etwa 30 Prozent der globalen Emissionen, 
im Jahr 2013 waren es bereits 50 Pro-
zent. Die Zunahme klassenspezifischer 
Ungleichheiten führt zu einem drastisch 
steigenden CO2-Ausstoß. Dabei wächst 
der Anteil der Reichen an den Emissionen 
überproportional, während der Anteil der 
Ärmsten rückläufig ist.
Dieses Missverhältnis gilt generell auch 
innerhalb der einzelnen Gesellschaften. 
«Wer mehr Geld hat, verbraucht meist 
mehr Energie und Ressourcen – und 

zwar unabhängig davon, ob sich jemand 
als umweltbewusst einschätzt oder 
nicht.» Das zeigt eine neue Studie des 
Umweltbundesamts (UBA). UBA-Präsi-
dentin Maria Krautzberger: «Mehr Ein-
kommen fließt allzu oft in schwerere Au-
tos, größere Wohnungen und häufigere 
Flugreisen – auch wenn die Menschen 
sich ansonsten im Alltag umweltbewusst 
verhalten. Aber gerade diese ‹Big Points› 
beeinflussen die Ökobilanz des Men-
schen am stärksten. Der Kauf von Bio-Le-
bensmitteln oder eine gute Mülltrennung 
wiegen das nicht auf», so eine Studie des 
Umweltbundesamtes (Kleinhüttelkotten 
u. a. 2016). Dies hat mit viel mit der dras-
tischen Zunahme von globalen Ungleich-
heiten zu tun – und die Bundesrepublik 
Deutschland ist längst zu einer der un-
gleichsten Gesellschaften Europas und 
der OECD-Welt geworden (Facundo u. a. 
2018: 155 ff.; Kaelble 2017: 176).
Massive sozial-ökologische Transforma-
tionskonflikte stehen an. Für die gesell-
schaftliche Linke ist die Vermittlung der 
sozialen und ökologischen Frage als sozi-
al-ökologische Frage eine Existenzfrage, 
konkret, nicht als Floskel. Doch wie sieht 
eine radikale ökologische Politik aus, die 
zugleich eine ökologische Klassenpolitik 
ist? Dies ist auch für die Durchsetzbarkeit 
weitreichender klimapolitischer Maß-
nahmen von entscheidender Bedeutung, 
nicht nur im Sinne kompensatorischer 
Maßnahmen, sondern im Sinne einer an-
deren Produktions- und Lebensweise, ei-
nes guten Lebens, eines grünen Sozialis-
mus. 
Die Klimagerechtigkeitsdebatte orien-
tiert sich bislang stark an den internati-
onalen Verhältnissen und Kämpfen zum 



3Thema. Richtet sie den Blick nach innen, 
dann wird zu Recht das Image Deutsch-
lands als Vorreiter beim Klimaschutz 
kritisiert und zum Beispiel auf die Die-
selskandale in der Autoindustrie, den 
globalen Fußabdruck des Exportwelt-
meisters Deutschland oder auf die Ver-
strickung in eine imperiale Lebensweise 
verwiesen. Seltener werden die sozial-
ökologischen Transformationskonflikte 
vor Ort in den verschiedenen Regionen 
und Städten Deutschlands in den Blick 
genommen (vgl. zu den aktuellen Aus-
einandersetzungen in der Lausitz Rosa-
Luxemburg-Stiftung 2019). Noch zu we-
nig diskutiert wird außerdem über die 
auch in der Bundesrepublik Deutschland 
zwischen den sozialen Klassen ungleich 
verteilten Folgen der ökologischen Krise 
oder über Widersprüche umweltpoliti-
scher Maßnahmen mit Blick auf Fragen 
sozialer Gerechtigkeit, wie das Beispiel 
«Green Gentrification» in dieser Studie 
zeigt. Es sind die untersten Segmente 

der Arbeiter*innenklasse, diejenigen mit 
besonders geringem Einkommen, be-
schränktem Zugang zu formaler Bildung, 
häufig mit Migrationshintergrund, die 
am stärksten von Umweltungerechtig-
keiten betroffen sind: Luftschadstoffe, 
Lärm, schlechte Wohnverhältnisse, Hitze 
und andere Gesundheitsgefährdungen, 
die häufig zu einem früheren Tod führen. 
Die vorliegende Studie analysiert diese 
Ungleichheiten und Widersprüche. Sie 
zeigt aber auch Ansatzpunkte für eine 
progressive Verwaltungspraxis für mehr 
Umweltgerechtigkeit auf – zum Beispiel 
in Berlin – und stellt sie ins Verhältnis zu 
sozialen Kämpfen, die als Auseinander-
setzungen um Umweltgerechtigkeit in-
terpretiert werden können. Hier ergeben 
sich konkrete Perspektiven einer ökolo-
gischen Klassenpolitik für soziale Bewe-
gungen und linke Stadtregierungen, die 
es weiter auszuarbeiten gilt.

Mario Candeias

Die reichsten 10 Prozent

CO2-Emmissionen

49 %

41 %

10  
%

Mittlere Einkommen

Die ärmsten 50 Prozent

Die Reichsten treiben am stärksten den Klimawandel voran

Quelle: Oxfam 2015



4 EINLEITUNG

Lärm, Luftschadstoffe oder Hitzestaus 
betreffen überdurchschnittlich Men-
schen in ärmeren Gegenden, während die 
Wohlhabenden von guten Umweltbedin-
gungen profitieren. Seit mehreren Jah-
ren diskutieren Fachleute in Deutschland 
diese Missstände unter dem Schlagwort 
Umweltgerechtigkeit (z. B. Maschewsky 
2001). Sie schlagen vor, dass das Thema 
in alle kommunalpolitischen Planungen 
aufzunehmen. Vor Kurzem hat der Berli-
ner Senat einen detaillierten Bericht über 
die Umweltsituation in der Hauptstadt 
vorgelegt (SenUVK 2019a). Berlin gilt 
bundesweit und international als Vorreiter 
in Sachen Umweltgerechtigkeitsmonito-
ring. Das Konzept stammt allerdings ur-
sprünglich von der Bewegung für «Envi-
ronmental Justice» in den USA. Arme und 
häufig «Communities of Color» kämpfen 
dort gegen ökologische Belastungen ih-
res Wohnumfelds und versuchen, die 
strukturellen Machtverhältnisse hinter 
diesen Problemen zu überwinden (vgl. 
z. B. Martínez-Alier 2002). 
Die soziale und die ökologische Frage 
treten in der politischen Debatte häu-
fig als Widerspruch auf. Röttger/Wis-
sen (2017) argumentieren, dass die 
Arbeiter*innenbewegung ihre Erfolge his-
torisch auch auf Kosten der Natur erreicht 
hat. Das dominante kapitalistische Ent-
wicklungsmodell, das auf einer imperia-
len Lebensweise basiert, ist jedoch in eine 
multiple Krise geraten. Gegenwärtige Ver-
suche, dieses Modell zu verteidigen bzw. 
zu modernisieren, produzieren nur neue 
Krisen. Nötig sei daher eine «ökologische 
Klassenpolitik», die soziale Kämpfe mit ei-
ner grundlegenden ökologischen Verän-
derung verbindet. Gewerkschaften und 
ökologische Bewegungen müssten ihre 

gegenseitigen Vorurteile überwinden und 
in einen Verständigungsprozess eintre-
ten, um gemeinsam eine sozial-ökologi-
sche Transformation der kapitalistischen 
Gesellschaft anzugehen (Flemming/Reu-
ter 2017). Eine ähnliche Herausforderung 
stellt sich bei den Auseinandersetzungen 
um die Stadt von morgen. Mietenpoliti-
sche Gruppen streiten für die Rechte von 
Mieter*innen und häufig auch für Neu-
bau, haben dabei aber nicht immer die 
Auswirkungen auf die lokalen Umwelt-
bedingungen im Blick. Ökologische Initi-
ativen setzen sich für grüne Quartiere ein, 
häufig ohne die Implikationen für Gentri-
fizierungsprozesse zu berücksichtigen. 
Doch soziale und ökologische Fragen sind 
eng miteinander verknüpft. 
In der vorliegenden Studie werden diese 
Debatten nachgezeichnet und wissen
schaftliche Erkenntnisse zu Umweltun-
gerechtigkeit in Deutschland präsentiert. 
Sie beleuchtet zudem das Spannungs-
feld zwischen einem progressiven Ver-
waltungsansatz («Environmental Justice 
Mainstreaming») und einer kämpferischen 
Bewegungstradition («Environmental Jus-
tice Movement»). Dazu werden Praktiken 
von maßgeblichen Akteuren in Regierung 
und Verwaltung und die Kämpfe von Be-
wegungen in deutschen (Groß-)Städten 
vorgestellt, die als Konflikte um Umwelt-
gerechtigkeit verstanden werden können. 
Diese Kämpfe lassen sich in die Strategie 
einer «ökologischen Klassenpolitik» ein-
ordnen. Zuletzt sollen die Konturen einer 
grün-sozialistischen Stadt skizziert wer-
den, die sich darin andeuten.1

  

1  Für die Studie wurden die wesentliche Forschungsliteratur 
und zwölf eigens geführte Interviews mit Aktivist*innen aus 
verschiedenen Bewegungen sowie Vertreter*innen von Um-
weltverbänden, Parteien und Verwaltung ausgewertet. 



51 ZUR ENTSTEHUNG DES KONZEPTS 
UMWELTGERECHTIGKEIT 

1.1  «Environmental Justice  
Movement»
Der Ansatz der «Enviromental Justice» 
entstand in den späten 1970er Jahren 
in den USA. Die Umweltbewegung war 
dort einige Jahre zuvor als Anliegen der 
weißen Mittelschicht entstanden. Das 
sollte sich jedoch grundlegend ändern. 
Im Viertel Love Canal der Stadt Niagara 
Falls im Bundesstaat New York hatte die 
Kommune preiswerte Einfamilienhäu-
ser und eine Schule auf einer Deponie 
für giftige Chemieabfälle des Unterneh-
mens Hooker Chemical errichten lassen, 
ohne die armen Bewohner*innen über 
die damit verbundenen Gefahren zu in-
formieren. Als Chemikalien begannen 
auszutreten und die Krebsraten stiegen, 
organisierten sich die Anwohner*innen 
und nahmen den Kampf gegen die Ver-
waltung und den Konzern auf. Durch 
eine starke Kampagne konnten sie 
schließlich ihre Umsiedlung erreichen 
(Gibbs 2014). 
In den folgenden Jahren entstanden 
an vielen Orten ähnliche Kämpfe. Ih-
re Gemeinsamkeit: Sie waren alle Gras-
wurzelinitiativen, die sich – vor allem in 
städtischen Räumen – dagegen wehr-
ten, dass Mülldeponien, Industrieanla-
gen und Schnellstraßen in Stadtvierteln 
angesiedelt werden, in denen vor allem 
sozial schwache und/oder migranti-
sche Menschen (Schwarze, Hispanos, 
Ureinwohner*innen) wohnen. Und sie 
wehrten sich gegen eine Deutung der 
ökologischen Krise als Naturschutzpro-
blem, wie sie bei den großen Umwelt-
verbänden dominierte. Zusammen mit 
solidarischen NGOs, Community-Orga-
nisationen, Wissenschaftler*innen und 

Jurist*innen konnten sie einige Erfolge 
erzielen. So entstand die US-amerikani-
sche Umweltgerechtigkeitsbewegung, 
die starke Wurzeln in der schwarzen Bür-
gerrechtsbewegung hatte. Das Konzept 
«Environmental Justice» geht auf diesen 
Widerstand gegen sozial ungleiche toxi-
sche Belastungen zurück (Kaiser/Wull-
weber 2007; Dietz 2014).
Von den USA aus verbreitete sich dieser 
Ansatz in den 1990er Jahren in der gan-
zen Welt. Bewegungen in verschiedenen 
Regionen – insbesondere im Globalen 
Süden – griffen ihn auf. Dieser «Environ-
mentalism of the Poor» (Martínez-Alier 
2002) knüpfte an bestehende Kämpfe 
gegen Extraktivismus, Staudämme, Ent-
waldung und intensive Landwirtschaft 
an und gab ihnen eine neue Legitima-
tion (Anguelovski 2016; Holifield u. a. 
2018). «Environmental Justice» ist eine 
politische Parole, Ziel von Kämpfen und 
zugleich ein analytisches Forschungs-
konzept. Urbane Umweltprobleme wie 
Hitzewellen oder Luftschadstoffe sind 
keine «natürlichen», technisch-adminis-
trativ zu lösenden Probleme, sondern 
Ergebnis von räumlich ungleichen kapi-
talistischen Praktiken, die sich sozial un-
gleich auswirken, und Gegenstand von 
diskursiven und politischen Auseinan-
dersetzungen (Kaiser/Wullweber 2007; 
Dietz 2014). Soziale Ungleichheit zeigt 
sich nicht nur bei der Verteilung der ne-
gativen Auswirkungen von Industrie, 
Verkehr und Abfallwirtschaft, sondern 
auch beim Zugang zu ökologischen Gü-
tern und Dienstleistungen wie grüne 
Naherholungsgebiete, Straßenreinigung 
und öffentliche Verkehrsmittel (Angue-
lovksi 2016). 



6 In dieser Lesart nimmt das Konzept der 
Umweltgerechtigkeit die kämpfenden 
Menschen als Ausgangspunkt. Die Gras-
wurzelbewegungen, die in den betrof-
fenen Communities verankert und ba-
sisdemokratisch verfasst sind, sind das 
Subjekt der Veränderung. Insofern im-
pliziert «Environmental Justice» einen 
umfassenden, «an konkrete Kämpfe 
rückgebundenen Gerechtigkeitsbegriff» 
(Brunnengräber/Dietz 2015: 161). 
Radikale Umweltgerechtigkeits-Akteure 
bleiben nicht dabei stehen, ein Leben in 
einer sauberen Umwelt bzw. eine andere 
Verteilung von Umweltrisiken zu fordern. 
Vielmehr fordern sie auch Selbstbestim-
mung ein sowie die radikale Demokra-
tisierung der Institutionen, die für die 
Umweltprobleme verantwortlich sind. 
Sie fragen, welche Interessen hinter be-
stimmten Umweltbelastungen stehen 
und wer darüber entscheidet, welche 
Belastungen für welche Gruppen zumut-
bar sind. Und sie verlangen eine faire Ver-
teilung von und einen gleichen Zugang 
zu ökologischen Ressourcen. In ihren 
Kämpfen verbinden sie ökologische For-
derungen mit feministischen, antirassis-
tischen und antikapitalistischen Fragen. 
Vertreter*innen von «Environmental Ju-
stice» nehmen ungleiche ökologische 
Belastungen nicht als Tatsache hin, son-
dern thematisieren die herrschaftsför-
mige Produktion dieser Ungleichheiten. 
Sie stellen die ihnen zugrunde liegenden 
Strukturen infrage und haben als Ziel ei-
ne radikale sozial-ökologische Transfor-
mation der Gesellschaft (Kaiser 2008; 
Kaiser/Wullweber 2007).
Die Klimagerechtigkeitsbewegung ist 
eng verwandt mit der Environmental-
Justice-Bewegung. Sie entstand aus ei-
ner Kritik von Akteuren aus dem Globa-
len Süden (insbesondere Organisationen 

indigener Bevölkerungsgruppen) an der 
vorherrschenden Klimapolitik, die auf 
marktwirtschaftliche und technische Lö-
sungen setzt(e). Die im 2007 gegründe-
ten transnationalen Netzwerk «Climate 
Justice Now!» zusammengeschlossenen 
NGOs sowie «Frontline Communities»2 
und Kampagnen wie «Ende Gelände» 
(2015 hervorgegangen aus der Anti-
Atom- und Anti-Kohle-Bewegung in 
Deutschland) kämpfen dafür, dass die 
strukturellen Ursachen der Klimakrise 
durch eine grundlegende sozial-ökolo-
gische Transformation beseitigt werden 
(Müller 2017).

1.2  «Environmental Justice  
Mainstreaming»
In Deutschland gibt es seit Längerem 
eine Vielfalt von sozialen Bewegungen 
und Initiativen, die sich mit ähnlichen 
Problemen wie den oben beschriebe-
nen in den USA beschäftigen. Aber sie 
verwenden kaum explizit den Begriff 
Umweltgerechtigkeit. In der hiesigen 
Bewegung ist das Konzept der Klimage-
rechtigkeit viel prominenter, das vor allem 
eine internationalistische Ausrichtung 
hat bzw. sich auf globale Zusammen-
hänge bezieht, weniger auf lokale. Es 
waren einzelne Wissenschaftler*innen, 
Verwaltungsmitarbeiter*innen und 
Referent*innen von Umwelt-NGOs, die 
das Konzept Umweltgerechtigkeit An-
fang des Jahrtausends in die deutsche 
Diskussion eingeführt haben und sich zu-
weilen auch auf die Bewegungsgeschich-
te in den USA beziehen (Schlüns 2007). 
Bisher handelt es sich im Wesentlichen 
aber um eine Fachdebatte. Der Ansatz ist 

2  Als «Frontline Communities» werden oft marginalisierte und 
indigene Gemeinschaften bezeichnet, die als erste und ganz 
unmittelbar in ihrem Lebensumfeld von extraktivistischen In-
frastrukturen (Bergwerke, Pipelines etc.) oder den Folgen des 
Klimawandels betroffen sind. 



7in Deutschland wenig bekannt und auch 
in der Kommunalpolitik erst in Ansätzen 
präsent. Die an einer Verbreitung interes-
sierten Expert*innen verfolgen deshalb 
das Ziel, Umweltgerechtigkeit in der Öf-
fentlichkeit bekannter zu machen und in 
Rahmengesetzgebungen und Verwal-
tungspraxis auf Bundes-, Landes- und 
kommunaler Ebene stärker zu verankern. 
In den letzten Jahren ist durchaus etwas 
in diese Richtung passiert: Das Bundes-
umweltministerium und das Umwelt-
bundesamt haben das Thema bereits 
2006 aufgegriffen und fördern seitdem 
mehrere Forschungsvorhaben und kom-
munale Pilotprojekte. Auch die Bundes-
länder befassen sich damit. So hat Um-
weltgerechtigkeit Eingang in diverse 
Förderprogramme für Kommunen ge-
funden.
Die wissenschaftliche Debatte zu 
Umwelt(un-)gerechtigkeit kann als 
Gegenthese zu Ulrich Becks Postulat 
«Not ist hierarchisch, Smog ist demo-
kratisch» (Beck 1986) verstanden wer-
den. Sie nimmt den Zusammenhang 
zwischen sozialer Lage, Umweltquali-
tät und Gesundheit in den Blick. Dabei 
fragt sie nach der sozialen Verteilung 
von gesundheitsschädlichen Umwelt-
belastungen und von öffentlichen Um-
weltgütern vor allem in städtischen 
Räumen (Schlüns 2007; Hornberg u. a. 
2011). Dementsprechend definieren 
Christa Böhme u. a. (2015: 15) Umwelt-
gerechtigkeit als «Vermeidung und Ab-
bau der sozialräumlichen Konzentration 
gesundheitsrelevanter Umweltbelas-
tungen» sowie als «Gewährleistung ei-
nes sozialräumlich gerechten Zugangs 
zu Umweltressourcen». Weiter heißt 
es: «Umweltgerechtigkeit verfolgt auf 
diese Weise das Ziel, umweltbezoge-
ne gesundheitliche Beeinträchtigungen 

zu vermeiden und zu beseitigen sowie 
bestmögliche umweltbezogene Ge-
sundheitschancen herzustellen.» Die 
Verfechter*innen des Konzepts Umwelt-
gerechtigkeit begreifen es als norma-
tives Leitbild, das eine Verfahrens- und 
Ergebnisgerechtigkeit einschließt, und 
beziehen sich dabei auf die im Grund-
gesetz (Art. 72) geforderte Schaffung 
«gleichwertiger Lebensverhältnisse» 
(Böhme/Köckler 2018).
Allerdings ist insgesamt festzustellen, 
dass die Datenlage in Deutschland zum 
Zusammenhang von Umweltbelastun-
gen, sozialen Faktoren und Gesundheit 
bisher sehr eingeschränkt ist. Die meis-
ten vorliegenden Studien basieren auf 
Sekundäranalysen regelmäßig stattfin-
dender bundesweiter Umfragen. Letz-
tere liefern nur begrenzte Informationen 
und fragen meistens nur die subjektiven 
Wahrnehmungen der Teilnehmer*innen 
ab. Objektive Messdaten sind rar. Ande-
re Wissenschaftler*innen haben Fallstu-
dien in einzelnen Kommunen durchge-
führt, die einen explorativen Charakter 
haben (Bunge/Katzschner 2009). Not-
wendig wäre aber ein flächendecken-
des und kleinräumiges Monitoring der 
sozialräumlichen Verteilung von Um-
weltbelastungen und -ressourcen, das 
miteinander vergleichbare Daten liefert. 
Aber bereits die vorliegenden lücken-
haften Daten legen nahe, dass die ärme-
ren Teile der Arbeiter*innenklasse und 
migrantisch geprägte Quartiere auch in 
Deutschland systematisch stärker von 
Umweltbelastungen betroffen sind als 
wohlhabendere und weiße Nachbar-
schaften – selbst wenn es einzelne Be-
funde gibt, die entweder keine derarti-
gen Korrelationen feststellen oder sogar 
gegenläufige Trends identifizieren. Ins-
gesamt zeigen viele Untersuchungen, 



8 dass Menschen aus unterprivilegierten 
Klassenmilieus, solche, die über wenig 
formalisierte Bildung und/oder über ei-
nen bestimmten Migrationshintergrund 
verfügen, im Wohn- und Arbeitsumfeld 
deutlich häufiger von negativen Um-
welteinflüssen betroffen sind. Das liegt 
auch daran, dass sie oft nur Wohnun-
gen in besonders belasteten Gebieten 
bekommen bzw. sich nur solche leisten 
können. Gleichzeitig haben sie weniger 
Ressourcen und Möglichkeiten, Umwelt-
belastungen auszugleichen. In der Folge 

leiden sie signifikant häufiger an umwelt-
bedingten Erkrankungen und haben im 
Durchschnitt eine geringere Lebenser-
wartung (Schlüns 2007; Bunge/Katz-
schner 2009). Diese sozialen und ökolo-
gischen Ungleichheiten kumulieren und 
konzentrieren sich in einzelnen Stadttei-
len und Quartieren. In diesen städtischen 
Räumen ist die Lebensqualität der Men-
schen stark beeinträchtigt, sodass sich 
von einer sozial-ökologischen Segrega-
tion sprechen lässt (Zimmer-Hegmann 
2012). 

2 UMWELTUNGERECHTIGKEIT IN DEUTSCHLAND 

2.1  Bundesweite Analysen
Umweltungerechtigkeit ist ein vielfälti-
ges Problem, das fast alle Umweltmedi-
en (Boden, Luft, Wasser etc.), Lebensbe-
reiche und Wirtschaftssektoren berührt. 
Die deutsche Debatte konzentriert sich 
auf einige wesentliche Problemfelder in 
den Städten. Im Fokus stehen die Be-
reiche Verkehr, Lärm, Luftschadstoffe, 
Wohnbedingungen, Hitzebelastung so-
wie Grün- und Freiflächen. Arbeitsbedin-
gungen, Ernährungssysteme oder Aus-
wirkungen von Industrieanlagen spielen 
zum Beispiel nur eine randständige Rolle. 
Verkehr und Mobilität: Menschen mit 
geringem Einkommen wohnen häufiger 
in der Nähe von verkehrsreichen Straßen 
und sind deswegen stärker Lärm und 
Luftschadstoffen (z. B. Stickoxiden und 
Feinstaub) ausgesetzt. Andreas Mielck 
(2004) zeigt in einer Untersuchung, die 
auf Daten des Sozio-oekonomischen 
Panels von 1999 basiert, dass sich Men-
schen mit einem niedrigeren Haus-
haltseinkommen deutlich stärker von 
Straßenlärm und Luftverschmutzung be-

einträchtigt fühlen als Menschen mit hö-
herem Einkommen. Dieser Zusammen-
hang ist in Ostdeutschland besonders 
ausgeprägt. Auch der Kinder-Umwelt-
Survey (2003–2006) des Umweltbun-
desamtes untermauert das: Während 27 
Prozent der ärmeren Familien an stark 
befahrenen Haupt- und Durchgangsstra-
ßen wohnen, sind es nur 10 Prozent der 
wohlhabenden Familien (Seiwert 2008). 
Lärm: Menschen mit einem niedrigen so-
zialen Status fühlen sich häufiger durch 
Lärm im Wohnumfeld belästigt als sozial 
Bessergestellte. Auch Untersuchungen 
zur objektiven Lärmexposition bestäti-
gen diesen Befund. Das größte Problem 
ist der Lärm von Autos und Lkws. In einer 
Studie, die auf dem Bundesgesundheits-
survey 1998 beruht, fanden Hoffmann 
u. a. (2003) heraus, dass ärmere Men-
schen deutlich häufiger über Straßenlärm 
klagen. Von den Beschäftigten in den un-
tersten beruflichen Positionen wohnten 
34,0 Prozent an stark befahrenen Stra-
ßen, während es bei den Angehörigen der 
obersten Gruppe nur 16,7 Prozent waren.



9Luftschadstoffe: Ärmere Menschen 
fühlen sich auch häufiger durch Luft-
schadstoffe (vor allem Stickoxide und 
Feinstaub) belastet. Tatsächlich sind 
diese Bevölkerungsgruppen stärker ver-
kehrsbedingten Luftschadstoffen ausge-
setzt als reichere Gruppen. Für die soge-
nannte LISA-Studie wurden 1997 Eltern 
von Neugeborenen befragt. Auf Grundla-
ge dieser Daten zeigen Bolte u. a. (2004), 
dass die Kinder weniger verkehrsabhän-
gigen Schadstoffen ausgesetzt sind, je 
höher der Bildungsgrad der Eltern ist. 
In Ostdeutschland ist der Unterschied 
zwischen den Einkommensgruppen be-
sonders ausgeprägt. Dort gaben 13,4 
Prozent der Befragten in der Gruppe mit 
dem niedrigsten Einkommen an, von ei-
ner «starken oder sehr starken Luftver-
schmutzung» betroffen zu sein, während 
es in der obersten Einkommensgruppe 
nur 1,6 Prozent waren.
Wohnbedingungen: Die LARES-Studie 
im Auftrag der Weltgesundheitsorgani-
sation (WHO 2006) lässt erkennen, dass 
auch in Deutschland die Wohnbedin-
gungen ärmerer Bevölkerungsgruppen 
tendenziell schlechter sind. Menschen 
mit einem niedrigen sozialen Status le-
ben erheblich häufiger in Wohnungen, 
die unzureichend oder nicht fachgerecht 
modernisiert sind oder deren Heizungen 
eine schlechte Qualität haben. Außer-
dem leiden diese Menschen häufiger un-
ter Energiearmut und heizen und lüften 
in der Folge zu wenig. In der Kombination 
kann das zu Feuchteschäden und Schim-
melpilzbefall führen. Außerdem leben 
sie häufiger in Wohnungen, deren Bau-
substanz durch Schadstoffe belastet ist 
(Hornberg u. a. 2011). Das heißt, Einkom-
mensarmut führt zu schlechteren Wohn-
bedingungen und schadet damit der Ge-
sundheit.

Hitzebelastung: Tritt eine sommerli-
che Hitzewelle auf, wirkt sie sich in den 
Städten abhängig von der Baustruktur 
und den mikroklimatischen Bedingun-
gen sehr unterschiedlich aus. Hitzestress 
schadet der Gesundheit und erhöht die 
Sterbefälle durch Herz-Kreislauf-Erkran-
kungen. Bedroht sind vor allem Kinder, 
Hochaltrige (80+), chronisch Kranke und 
eben Menschen mit geringerem Ein-
kommen und weniger Anpassungsmög-
lichkeiten. Sie wohnen häufiger in eng 
bebauten Quartieren, die sich mehr auf-
heizen und die Hitze nachts langsamer 
abgeben. Mit dem voranschreitenden 
Klimawandel wird dieses Problem deut-
lich zunehmen (Blättner u. a. 2011).
Grün- und Freiflächen: Urbane Natur-
räume können Hitzestaus, Lärm und 
Luftbelastungen in den Städten abmil-
dern, indem sie das Mikroklima kühlen 
und die Luftqualität verbessern. Haben 
Menschen Zugang zu Parks, Wasserflä-
chen oder anderen naturnahen Räumen, 
können sie dadurch nachweislich ihre 
wahrgenommene Lebensqualität und 
ihre Gesundheit verbessern, indem sie 
Stress abbauen und ihr Immunsystem 
stärken. Ärmere soziale Gruppen, die am 
Wohnungsmarkt benachteiligt sind, ha-
ben zumeist keinen eigenen Garten. Sie 
leben häufiger in Stadtteilen, die eine be-
sonders hohe Bevölkerungsdichte auf-
weisen und über weniger urbane Grün- 
und Wasserflächen im unmittelbaren 
Wohnumfeld verfügen. Außerdem kön-
nen sie ihr Quartier nicht so einfach ver-
lassen, da sie oft kein eigenes Auto ha-
ben und schlechter an den öffentlichen 
Nahverkehr angebunden sind. Gerade 
marginalisierte Menschen, die bereits 
stärker unter Umweltbelastungen lei-
den, können diese am wenigsten durch 
den Besuch von Naherholungsgebieten 



10 ausgleichen (Jumpertz 2012). Außer-
dem unterscheiden sich die städtischen 
Grünräume nicht nur in Bezug auf ihre 
Erreichbarkeit und Größe, sondern auch 
im Hinblick auf ihre Qualität. Sie sind sehr 
unterschiedlich zugänglich und nutzbar. 
Davon hängt ab, wie die Menschen die 
grünen und blauen Freiflächen wahrneh-
men, nutzen und wie sie sich diese aneig-
nen (können). Abhängig von Geschlecht, 
Migrationshintergrund, sozialem Status 
und Alter variiert das Nutzungsverhalten 
erheblich (Claßen u. a. 2011). 

Exkurs:  
Geschlecht und Umweltgerechtigkeit
Menschen werden entlang von sozialem 
und biologischem Geschlecht diskrimi-
niert. Frauen verfügen aufgrund der ge-
schlechtsspezifischen Arbeitsteilung in 
Wirtschaft und Familie über ein gerin-
geres Einkommen als Männer und über 
geringere materielle Ressourcen. Ein Zu-
sammenhang mit Umwelt(un-)gerech-
tigkeit liegt nahe. In der Bewegungstra-
dition spielen feministische Fragen eine 
wichtige Rolle. In der Forschung wird 
diese Dimension bisher jedoch vernach-
lässigt. Die Datenlage ist unbefriedigend. 
Da die Wohn- und Lebensqualität eng 
mit dem Einkommen zusammenhängt, 
ist zu vermuten, dass alleinerziehende 
bzw. kinderreiche Mütter sowie erwerbs-
lose, altersarme und beruflich niedrigge-
stellte Frauen eher in schlechten Woh-
nungen in Quartieren mit einer höheren 
Umweltbelastung leben. Durch einen 
Migrationshintergrund dürfte diese Mar-
ginalisierung verstärkt werden. Frauen in 
solchen sozialen Verhältnissen verbrin-
gen zudem mehr Zeit im direkten Wohn-
umfeld und werden dadurch ggf. zusätz-
lich durch negative Umwelteinflüsse 
belastet (Hornberg/Pauli 2008).

Eine Studie nutzte Gesprächsrunden mit 
Frauen mit türkischem Migrationshinter-
grund aus Berlin, um ihre Wahrnehmun-
gen von Umweltbelastungen zu ermit-
teln. Eingeladen wurden Migrant*innen 
aus zwei Generationen. In den Diskussi-
onen zeigten sich bei den Frauen abhän-
gig vom Alter unterschiedliche Einstel-
lungen zu Umwelt und Gesundheit. Die 
älteren Frauen hatten in der Regel nur 
eine geringere Schulbildung und waren 
oft Rentnerinnen. Sie legten Wert auf 
Sauberkeit und fühlten sich durch Müll 
in ihrer Wohnumgebung beeinträchtigt. 
Die jüngeren Frauen hatten dagegen ein 
höheres Bildungsniveau, verfügten aber 
trotzdem nur über niedrige Einkommen. 
Deswegen konnten sie sich oft nur eine 
Wohnung leisten, die stark von Lärm und 
Luftschadstoffen durch den Autover-
kehr belastet ist – insbesondere, wenn 
sie alleinerziehend sind. Sie hatten ein 
ausgeprägtes Umweltbewusstsein und 
sorgten sich über die verkehrsbedingten 
Belastungen (Yesil u. a. 2011).

2.2  Forschungsstand  
zu ausgewählten Städten
Die bundesweit aggregierten Daten wei-
sen also einen deutlichen Zusammen-
hang zwischen Umweltbelastungen und 
sozialer Schicht in verschiedenen Pro-
blemfeldern nach. Eine Reihe von Fall-
studien zu Umweltgerechtigkeit in deut-
schen Städten und Regionen bestätigt 
dieses Phänomen.
Hamburg: Für die Hansestadt liegen 
gleich mehrere Studien vor. Im Rahmen 
des Projekts «Umweltgerechtigkeit und 
Stadtverkehr» der Technischen Univer-
sität Hamburg-Harburg fand Philine 
Gaffron (2011) heraus, dass die Lärm-
belastung in einzelnen Stadtgebieten 
eindeutig mit dem Anteil von dort le-



11benden Migrant*innen und Erwerbslo-
sen korreliert. Darüber hinaus konnte 
sie zeigen, dass ärmere Menschen nicht 
nur häufiger an lauten Straßen woh-
nen, sondern auch mehr Zeit zu Hause 
verbringen und deshalb doppelt belas-
tet sind. In einer anderen Untersuchung 
zum Hamburger Flughafen Fuhlsbüttel 
wurde deutlich, dass in den stark lärm-
belasteten Einflugschneisen überdurch-
schnittlich viele Menschen mit geringem 
Haushaltseinkommen bzw. mit Migra-
tionshintergrund sowie Alleinerziehen-
de in den dortigen großen Wohnblocks 
leben. Die Miete ist hier nicht nur niedri-
ger, sondern die Blocks weisen auch eine 
höhere Einwohnerdichte auf als kleinere 
Wohnhäuser (Maaß 2010). 
Bremen: Vor allem Menschen mit nied-
rigen Einkommen nutzen die Bürgerbe-
ratung des Gesundheitsamts Bremen zu 
Schimmel und Feuchteschäden. Über 
die Hälfte der Menschen, die wegen sol-
cher Probleme die Beratung aufsuch-
ten, lebt in relativer Armut. Sie wohnen 
nicht nur häufiger in mangelhaften Woh-
nungen, sondern heizen aufgrund hoher 
Kosten tendenziell weniger, wodurch 
sich die Probleme verschärfen (Becker 
u. a. 2008). In der Hansestadt steigert al-
so Armut signifikant das Risiko, in einer 
ökologisch belasteten Wohnung zu le-
ben, was nachweislich die Gesundheit 
schädigt.
Ruhrgebiet: Die erste Studie zu Umwelt
ungerechtigkeit in Deutschland führte 
Jan Jarre (1975) bereits in den 1970er 
Jahren im Ruhrgebiet durch. Er konn-
te zeigen, dass die Belastung mit Luft-
schadstoffen in Städten mit hohem Ar-
beiteranteil wie Duisburg, Oberhausen 
oder Gelsenkirchen höher war als in an-
deren Städten des Ruhrgebiets. In einer 
kleinräumigen Analyse zu Duisburg wies 

er außerdem nach, dass in den Stadttei-
len mit der besten Luftqualität vor allem 
Angestellte und Selbstständige lebten, 
während die Luftbelastungen in den ty-
pischen Arbeitervierteln fast doppelt so 
hoch waren. Gerade die Bevölkerungs-
gruppe der Arbeiter*innen verfügte am 
wenigsten über Grünflächen in einer 
Laufdistanz von maximal 15 Minuten 
und konnte sich dadurch am schlechtes-
ten von den Umwelt- und Arbeitsbelas-
tungen erholen.
Solche Ungleichheiten sind nicht zurück-
gegangen: In einer «Hotspot-Studie» zu 
den Stadtteilen Dortmund-Hörde, Duis-
burg-Nord und Duisburg-Süd, die auf 
Daten einer umweltmedizinischen Quer-
schnittsstudie von 1999 und 2000 ba-
siert, wurde deutlich, dass Kinder aus 
ärmeren Familien mit geringerem Bil-
dungsniveau bzw. mit Migrationshinter-
grund an ihrem Wohnort einer höheren 
Schwebstaubkonzentration (Feinstaub 
u. a.) ausgesetzt sind (Kolahgar u. a. 
2006). Auch in einer aktuellen Untersu-
chung zu Dortmund fanden Flacke u. a. 
(2016) heraus, dass sich in einzelnen 
Quartieren soziale und ökologische Pro-
blemlagen konzentrieren. In Nachbar-
schaften mit einem größeren Anteil so-
zial benachteiligter Menschen besteht 
eine höhere Belastung mit Stickoxiden 
und Feinstaub und eine geringere Versor-
gung mit Grünräumen. Fast zwei Drittel 
der Quartiere mit einer hohen Feinstaub-
belastung weisen einen hohen Anteil be-
nachteiligter Bewohner*innen auf.
Frankfurt am Main: Für Frankfurt am 
Main hat Manuela Schade (2014) ge-
zeigt, dass Kinder mit Migrationshinter-
grund stärker von sozial-ökologischen 
Problemen betroffen sind als deutsche. 
Das Gleiche gilt für Kinder aus ärmeren 
Familien im Vergleich zu denen aus rei-



12 cheren Familien. Die marginalisierten 
Familien leben eher in den Stadtteilen 
Gallus oder Höchst, während die privi-
legierten Familien eher in Dornbusch 
und Bergen-Enkheim wohnen. Die be-
nachteiligten Kinder wohnen in kleine-
ren Wohnungen, die außerdem vermehrt 
von Schimmel befallen sind, und an 
stark befahrenen Straßen liegen. Deren 
Familien klagen häufiger über schlech-
te Luftqualität und Lärm im Wohnum-
feld. Ferner geben sie den größten Zeit-
bedarf an, um zur nächstgelegenen 
Grünanlage oder zum nächsten Spiel-
platz zu kommen. Und sie äußern häu-
figer den Wunsch, innerhalb Frankfurts 
umzuziehen. In der Konsequenz haben 
die betroffenen Kinder ein geringeres 
Wohlbefinden und einen schlechteren 
Gesundheitszustand.
Sachsen-Anhalt: Eine Untersuchung in 
mehreren Orten in Sachsen-Anhalt stell-
te ebenfalls fest, dass Kinder aus Fami-
lien, die von Arbeitslosigkeit betroffen 
sind, einen niedrigeren Bildungsgrad 
aufweisen oder einen Migrationshinter-
grund haben, stärker von Straßenver-
kehrsbelastungen in Mitleidenschaft 
gezogen werden als Kinder aus besser-
gestellten Familien. So wohnen 38 Pro-
zent der Kinder aus sozial benachteilig-
ten Familien in Wohnungen, die weniger 
als zehn Meter von einer stark befahre-
nen Straße entfernt liegen. Aus den be-
nachteiligten Familien sind außerdem 
76 Prozent der Kinder durch täglichen 
Aufenthalt im Freien besonders intensiv 
Autoabgasen ausgesetzt. Die beiden ge-
nannten Probleme treffen hingegen nur 
auf 19 bzw. 47 Prozent der Kinder aus Fa-
milien mit einem höheren Sozialstatus zu 
(Gottschalk u. a. 2011).
München: Eine Studie zur Gesundheitssi-
tuation von in München lebenden Kindern 

im Alter von fünf bis sechs Jahren, die auf 
den regelmäßigen Gesundheits-Monito-
rings in Bayern basiert, kam zu vergleich-
baren Ergebnissen. In Quartieren, die ei-
nen hohen Anteil von Haushalten mit 
geringem Einkommen, niedriger Schul-
bildung, Migrationshintergrund bzw. min-
destens einem erwerbslosen Elternteil ha-
ben, leben auch besonders viele Familien, 
die sich durch Lärm, Luftverschmutzung 
oder mangelnde Grünflächen belastet 
fühlen. Dabei korreliert das Merkmal der 
Einkommensarmut am stärksten mit einer 
schlechten Umweltqualität im Wohnum-
feld (Thiele/Bolte 2011).

2.3  Maßnahmen für eine  
umweltgerechte Stadt 
Nicht nur in Berlin, sondern bundes-
weit diskutiert die Fach-Community für 
Umweltgerechtigkeit, wie das Konzept 
in Kommunen umgesetzt werden kann 
und welche förderlichen Rahmenbedin-
gungen Bund und Länder dafür schaffen 
können. Dabei gibt es eine Reihe von Ge-
setzen, Planungsinstrumenten und För-
derlinien, an die sich anknüpfen lässt. 
Die Umweltgerechtigkeits-Expert*innen 
schlagen die folgenden Herangehens-
weisen und Maßnahmen vor.
Verankerung in der Kommunalpolitik: 
Die erste Aufgabe besteht darin, das 
Konzept in Öffentlichkeit und Kommu-
nalpolitik überhaupt bekannter zu ma-
chen und für die sozial-ökologischen 
Problemlagen zu sensibilisieren. Vor al-
lem muss den Kommunalpolitiker*innen 
plausibel gemacht werden, warum es 
für sie sinnvoll sein kann, sich mit dem 
Thema zu beschäftigen und entspre-
chende Forderungen und Projekte in der 
kommunalen Politik zu verfolgen. Denn 
der politische Wille ist entscheidend 
für das Gelingen einer Umweltgerech-



13tigkeitsstrategie. Ist dieser hergestellt, 
geht es darum, Leitbilder und Ziele zu 
entwickeln und darüber entsprechen-
de Beschlüsse in den kommunalpoli-
tischen Gremien herbeizuführen. Die 
Bedingungen hierfür sind allerdings in 
jeder Kommune anders. Deswegen gibt 
es kein Patentrezept für eine Umweltge-
rechtigkeitspolitik, sondern jede Kom-
mune muss schrittweise ihren eigenen 
Weg finden. Policy-Empfehlungen und 
Erfahrungen aus anderen Kommunen 
können dabei als Orientierungsrahmen 
dienen. Der kommunalen Ebene kommt 
zwar eine Schlüsselrolle bei diesem The-
ma zu. Doch die Ursachen sozial-ökolo-
gischer Probleme sind so komplex und 
auf verschiedenen Ebenen angesiedelt, 
dass sie sich teilweise dem kommuna-
len Einfluss entziehen. Deshalb ist es 
wichtig, dass Bund und Länder die Be-
mühungen der Kommunen unterstüt-
zen, indem sie Umweltgerechtigkeit 
gesetzlich und programmatisch stärker 
verankern (Böhme/Bunzel 2014; Böh-
me/Köckler 2018).
Umweltgerechtigkeit als Querschnitts
aufgabe: Wegen der Komplexität des 
Themenfeldes betonen Expert*innen für 
Umweltgerechtigkeit, dass es notwen-
dig ist, ein kohärentes und ganzheitliches 
Gesamtkonzept zu entwickeln, das eine 
integrierte Strategie für die Bereiche Ge-
sundheit, Soziales, Umwelt und Stadt-
entwicklung formuliert (Böhme/Bunzel 
2014). Ähnlich wie beim Konzept des 
Gender Mainstreaming ist das Ziel, nicht 
ein neues, separates Politikfeld zu schaf-
fen, sondern die Prinzipien der Umwelt-
gerechtigkeit in alle Politikbereiche auf-
zunehmen. Umweltgerechtigkeit sollte 
als Orientierungsrahmen und Maßstab 
in möglichst allen kommunalpolitischen 
Prozessen und Planungen Berücksichti-

gung finden (BMUB 2016; Böhme/Köck-
ler 2018). Dafür ist es entscheidend, dass 
die kommunalen Fachverwaltungen res-
sortübergreifend zusammenarbeiten. Sie 
müssen Zuständigkeiten festlegen, ge-
eignete Kooperationsformen etablieren, 
operative Schnittstellen finden und klä-
ren, welches Ressort die Federführung 
bzw. die koordinierende Rolle übernimmt 
(Böhme/Bunzel 2014; Böhme u. a. 2015).
Partizipation: Doch nicht nur die ver-
schiedenen Ressorts sollen miteinan-
der kooperieren. Es wird darüber hi-
naus auch als wichtig erachtet, alle 
verwaltungsexternen Akteure einzu-
beziehen, die etwas zur Durchsetzung 
von Umweltgerechtigkeit in den Quar-
tieren beitragen können. Dazu zählen 
Umwelt- und Naturschutzverbände, 
Bürgerinitiativen, Künstlergruppen, Ar-
chitekturbüros, Stiftungen, Kirchen, 
Krankenkassen und Sozialverbände. 
In der Fachdebatte zu Umweltgerech-
tigkeit wird auch Kapitalakteuren, ins-
besondere der Immobilienwirtschaft, 
eine zentrale Rolle bei der Lösung so-
zial-ökologischer Probleme zugespro-
chen – selbst wenn deren Handeln und 
Interessen oft das Problem darstellen 
(siehe hierzu weiter unten). Es wird emp-
fohlen, Kapitalverbände, Investoren und 
Gewerbetreibende, private Immobilien
eigentümer und Eigentümerstandort-
gemeinschaften einzubeziehen, nicht 
zuletzt über Public-private-Partnerships, 
etwa über eine sogenannte «Kooperati-
ve Baulandentwicklung» mit Investoren 
(SenUVK 2019b; BMUB 2016).
Darüber hinaus wird die Notwendigkeit 
betont, möglichst viele Bürger*innen für 
eine aktive Beteiligung an Programmen 
und Maßnahmen für mehr Umweltge-
rechtigkeit zu gewinnen. Gedacht ist 
insbesondere an diejenigen Bevölke-



14 rungsgruppen, die von sozialen und Um-
weltbelastungen sowie geplanten Maß-
nahmen überproportional stark betroffen 
sind. Doch gerade diese Gruppen lassen 
sich mit klassischen Beteiligungsverfah-
ren oft schwer erreichen. Deswegen wird 
die Anwendung neuer Methoden (etwa 
aufsuchende Ansätze) empfohlen, die 
die Betroffenen ermächtigen sollen. Die-
se Aufgabe wird vor allem den Quartiers-
managements zugedacht, die zum Teil 
schon Netzwerke und Projekte für mehr 
Umweltgerechtigkeit in den Nachbar-
schaften aufgebaut haben (Böhme u. a. 
2015).
Instrumente Planung und Finanzie
rung: Um Umweltungerechtigkeiten in 
den Quartieren abzubauen, steht den 
Kommunen ein breites Set von Instru-
menten der Stadtentwicklung zur Ver-
fügung. Die einzelnen kommunalpo-
litischen Maßnahmen haben jeweils 
spezifische Potenziale, zu einer umfas-
senden Umweltgerechtigkeitspolitik bei-
zutragen. Doch kein Instrument kann das 
allein leisten. Vielmehr muss jede Kom-
mune für sich eine Kombination geeigne-
ter Tools finden, die je nach Kontext va-
riabel eingesetzt und angepasst werden 
und zusammen Synergien entfalten kön-
nen (Böhme/Bunzel 2014; Böhme u. a. 
2015).
Es bedarf einer kohärenten Strategie, 
um in alle kommunalen Planungen ein 
Verfahren zum Assessment ökologi-
scher und gesundheitlicher Folgen 
aufzunehmen und Umweltgerechtig-
keit umfassend in die Stadtplanung zu 
integrieren. Die möglichen Ansätze 
umfassen formelle und informelle Pla-
nungsinstrumente sowie Maßnahmen 
zur Verbesserung von Organisation, Ko-
operation, Partizipation und Informati-
on. Im Bereich des Planungs- und Um-

weltrechts kommt der Bauleitplanung 
eine besonders wichtige Rolle zu. Die-
se kann über Flächennutzungs- und Be-
bauungspläne klare Vorgaben zum Um-
welt- und Gesundheitsschutz für neue 
Bauvorhaben machen. Darüber hinaus 
ist aber auch eine korrigierende Über-
planung bereits bebauter Areale nötig, 
da diese häufig enorme Umweltbelas-
tungen aufweisen. Ferner können mit 
Landschaftsprogrammen, Umweltprü-
fungen oder Luft- und Lärmschutzplä-
nen Umweltstandards gesetzt werden, 
die sozial-räumliche Ungleichheiten bei 
den Belastungen adressieren. Jenseits 
dieser formellen Planungsverfahren 
können Kommunen Rahmenkonzepte 
und Leitlinien wie Stadtentwicklungs-
pläne auflegen und beschließen 
(SenUVK 2019a; Böhme/Bunzel 2014; 
Böhme u. a. 2015).
Eine große Herausforderung ist die Fi-
nanzierung von Maßnahmen für Um-
weltgerechtigkeit. Zwar haben die Kom-
munen hierfür zum Teil eigene Mittel 
und Förderprogramme. Doch wegen ih-
rer strukturellen Unterfinanzierung sind 
sie in der Regel auf Fördermittel von EU, 
Bund und Ländern angewiesen. Eine 
wichtige Rolle für die kommunale Um-
setzung von Umweltgerechtigkeit spielt 
das Bund-Länder-Programm «Soziale 
Stadt». Nachdem 2016 der Ansatz expli-
zit im Städtebauförderprogramm veran-
kert wurde, hat eine Reihe von Kommu-
nen in den letzten Jahren Maßnahmen 
für mehr Umweltgerechtigkeit in den 
Programmgebieten der «Sozialen Stadt» 
durchgeführt. Eine erste Evaluation zeigt 
positive Beispiele, aber auch Umset-
zungsschwierigkeiten (BMUB 2016). In 
Zukunft könnte es sinnvoll sein, anhand 
von Umweltgerechtigkeitsindikatoren 
die Fördergebiete neu zuzuschneiden 



15und auch andere kommunale Mittel in 
mehrfach belastete Quartiere umzuver-
teilen. Das birgt jedoch Verteilungskon-
flikte.
Konkrete Maßnahmen: Im Fachdiskurs 
für Umweltgerechtigkeit geht es auch 
um (kleinräumige) Maßnahmen, die in 
den Quartieren die sozial-ökologische Si-
tuation unmittelbar verbessern können. 
Vor allem kann die Politik Vorgaben ma-
chen, welche Gebäude wie gebaut wer-
den, wo Grünflächen erhalten oder neu 
geschaffen werden müssen und welche 
Flächen dem Verkehr überlassen werden 
(SenUVK 2019b).
–	� Bauen: Es müsste deutlich konse-

quenter ökologisch, umweltgerecht 
und klimaangepasst gebaut werden – 
auch wenn das teurer ist. Das betrifft 
insbesondere die öffentliche und so-
ziale Infrastruktur (wie Kitas, Kranken-
häuser, Altenheime).

–	� Begrünung: Es müssten möglichst 
viele großflächige Grünräume erhal-
ten und neu geschaffen werden. Wo 
das nicht möglich oder durchsetzbar 

ist, ist es umso wichtiger, überall eine 
kleinräumige Begrünung voranzutrei-
ben. 

–	� Verkehr: Neben klassischen Formen 
des Lärmschutzes sind Maßnahmen 
zur Verkehrsberuhigung sinnvoll. 
Mögliche Ansätze sind Tempo-30-Zo-
nen, Einbahn- und Fahrradstraßen 
sowie Einschränkungen beim Parken 
(Abschaffung von Autoparkplätzen, 
Einführung von Parkgebühren).

–	� Vorbilder schaffen: Städtebauliche 
und landschaftsarchitektonische 
Wettbewerbe und Ausschreibungen 
könnten Vorgaben zu Umweltgerech-
tigkeit machen, um innovative Lö-
sungen zu entwickeln. Die öffentliche 
Hand kann auch selbst bei Bauvorha-
ben mit Modellprojekten umweltge-
rechten Bauens vorangehen.

–	� Beratung und Bildung: Nicht zuletzt 
werden Beratungs- und Bildungsan-
gebote zu Umweltbelastungen und 
präventivem Handeln empfohlen – ins-
besondere für besonders belastete Be-
völkerungsgruppen.

3 INTEGRIERTE BERLINER 
UMWELTGERECHTIGKEITSKONZEPTION

Berlin gilt bundesweit und sogar inter-
national als Vorreiter in Sachen kom-
munale Umweltgerechtigkeitspolitik. 
Seit mehreren Jahren arbeitet die Ber-
liner Landesverwaltung intensiv an ei-
nem Leitlinienprogramm mit dem Titel 
«Integrierte Berliner Umweltgerechtig-
keitskonzeption» (IBUk). Die aktuelle rot-
rot-grüne Landesregierung hat in ihrem 
Koalitionsvertrag Umweltgerechtigkeit 
als wichtiges Ziel definiert. Als Zwischen-
ergebnis hat nun die Senatsverwaltung 

für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz 
den «Basisbericht Umweltgerechtig-
keit – Grundlagen für die sozialräumliche 
Umweltpolitik» veröffentlicht (SenUVK 
2019a). Mit der IBUk verfolgt die Berliner 
Landesregierung das Ziel, mehr Umwelt-
gerechtigkeit in der wachsenden Haupt-
stadt zu schaffen und einen ressortüber-
greifenden Ansatz zu entwickeln, um 
Umwelt-, Gesundheits- und Sozialpolitik 
in einem ganzheitlichen Stadtentwick-
lungsansatz besser zu verzahnen. 



16 3.1  Monitoring-Ergebnisse 
Vor allem ein umfangreiches Monito-
ring, mit dem die Berliner Umweltver-
waltung (SenUVK) einen Überblick über 
die Umweltsituation im gesamten Land 
erstellt hat, wird als wegweisend gelobt. 
In Kooperation mit mehreren (Bundes-)
Behörden und wissenschaftlichen In-
stitutionen hat die Umweltverwaltung 
vorhandene sektorale Daten zu den 
Themen Soziales, Gesundheit, Stadt-
entwicklung und Umwelt ausgewertet 
und auf Quartiersebene aggregiert. Da-
bei orientierte sie sich an der administ-
rativ-statistischen Aufteilung der Stadt 
in 447 Planungsräume, «Lebenswelt-
lich orientierte Räume» genannt. Für das 
Monitoring wurden als Kernindikatoren 
Luft-, Lärm- und thermische Belastung 
(als Stressoren) sowie Grünflächenver-
sorgung (als Ressource) bestimmt. Um 
das Ausmaß der Umweltungerechtig-
keit ermitteln zu können, wurde als fünf-
ter Kernindikator die soziale Problem-
dichte gewählt. Entsprechend dieser 
Indikatoren erfolgte eine Zuordnung der 
Planungsräume nach den Kategorien 
gering, mittel und hoch belastet. 
Soziale Problematik: Um zu bestimmen, 
in welchen Quartieren sich Armut und 
Umweltbelastungen überschneiden, ist 
es zunächst wichtig zu wissen, in welchen 
Gebieten sich soziale Probleme konzen
trieren. Dafür wurden Daten des «Monito-
ring Soziale Stadtentwicklung 2013» ver-
wendet, das den Beobachtungszeitraum 
2011 bis 2012 umfasst. Das Monitoring 
erfasst sozialstrukturelle Veränderungen 
auf der Ebene der 447 Planungsräume an-
hand von vier Indikatoren (Arbeitslosig-
keit, Langzeitarbeitslosigkeit, Transferbe-
zug und Kinderarmut), um «Gebiete mit 
besonderem Aufmerksamkeitsbedarf» für 
die Stadtentwicklungspolitik zu identifi-

zieren. Rund 12 Prozent der Planungsräu-
me haben einen niedrigen Status-Index. 
Das betrifft zum einen gründerzeitlich 
geprägte Viertel im früheren Westteil der 
Stadt wie Gesundbrunnen, Wedding, 
Moabit, Kreuzberg-Nord, Nord-Neukölln 
und das Zentrum von Spandau. Zum an-
deren finden sich die Planungsräume, de-
ren Bevölkerung als besonders arm gilt, 
in den Großsiedlungen des sozialen und 
industriellen Wohnungsbaus wie Falken-
hagener Feld (Spandau), Märkisches Vier-
tel (Reinickendorf), Hohenschönhausen, 
Marzahn oder Hellersdorf. 
Lärmbelastung: Auf Basis der strategi-
schen Lärmkarte von 2012, die den Ver-
kehrslärm im gesamten Stadtgebiet er-
fasst, wurde ermittelt, dass die Gebiete 
außerhalb des S-Bahn-Rings überwie-
gend gering belastet sind, während sich 
die meisten hoch belasteten Quartiere 
im erweiterten Stadtzentrum finden. In 
den Einflugschneisen des Flughafens Te-
gel leiden die Menschen unter der größ-
ten Lärmbelastung (vor allem in Reini-
ckendorf und Spandau). Planungsräume 
mit einer hohen sozialen Problemdichte 
sind im Schnitt fast doppelt so stark von 
Lärmbelästigung betroffen wie diejeni-
gen mit geringer sozialer Problemdich-
te. Auch Hartz-IV-Empfänger*innen und 
Migrant*innen sind etwa doppelt so oft 
von hohen Lärmbelastungen betroffen 
wie die Berliner*innen im Durchschnitt. 
Gut 60 Prozent des Lärms gehen auf den 
Straßenverkehr zurück, knapp 30 Pro-
zent auf Flugzeuge und knapp 10 Prozent 
auf den Schienenverkehr. 
Luftbelastung: 24 Prozent der Quartiere 
sind hoch mit Feinstaub und Stickstoff-
dioxid belastet, 58 Prozent mittel und 18 
Prozent gering. Auch die Luftbelastung 
nimmt von der Peripherie zum Stadtzen-
trum bzw. zur Umweltzone hin zu. Insbe-



17sondere der Südwesten der erweiterten 
Innenstadt ist stark betroffen (Teile von 
Mitte, Tiergarten, Kreuzberg, Schöne-
berg, Tempelhof, Friedenau, Wilmersdorf 
und Charlottenburg). Und bei diesem 
Umweltproblem zeigt sich ebenfalls eine 
soziale Schlagseite: Von den Räumen mit 
einer geringen sozialen Problemdichte 
profitieren gut die Hälfte von einer gerin-
gen Luftbelastung. Bei Räumen mit einer 
hohen sozialen Problemdichte sind es 
dagegen nur knapp 10 Prozent.
Thermische Belastung: Mit seinem kon-
tinentalen Klima und dem urbanen Wär-
meinseleffekt ist Berlin in den Sommer-
monaten in besonderem Maße durch 
heiße Tage belastet. Besonders betroffen 
sind die Quartiere, die dicht bebaut sind, 
deren Flächen stark versiegelt sind und 
die über wenig Grünflächen verfügen. 
Diese Gebiete heizen tagsüber mehr auf 
und kühlen vor allem nachts weniger ab. 
In ganz Berlin sind gut die Hälfte der Pla-
nungsräume von einem thermisch stark 
belastenden Bioklima geprägt. Das trifft 
sogar auf 72 Prozent der Nachbarschaf-
ten mit sozialen Problemen zu. Von den 
65 Planungsräumen, die sowohl mit ei-
ner hohen Hitzebelastung als auch mit 
einer großen sozialen Problemdichte zu 
kämpfen haben, liegen 40 in der erwei-
terten Innenstadt (Wedding, Moabit, 
Kreuzberg-Nord, Nord-Neukölln). Aber 
auch einige Großsiedlungen in der Peri-
pherie sind betroffen (in Hohenschön-
hausen, Marzahn-Hellersdorf, Reinicken-
dorf und Spandau). 
Ärmere Menschen sterben in Deutsch-
land im Durchschnitt ohnehin früher. In 
Berlin ist das Sterberisiko für sie dop-
pelt so hoch, weil sie mehr in den Quar-
tieren wohnen, in denen die thermische 
Belastung nachweislich zu einer höhe-
ren Sterblichkeit führt. Schon in den Jah-

ren 2001 bis 2010 gingen 4 bis 5 Prozent 
der Todesfälle in Berlin auf Hitzewellen 
zurück. Der Klimawandel wird das Pro-
blem massiv verschärfen. In der Region 
Berlin-Brandenburg werden Hitze und 
Trockenheit deutlich zunehmen. Die Zahl 
der jährlichen Tage mit einer Höchsttem-
peratur von über 30 Grad (Hitzetage) wird 
in der Metropole signifikant steigen: von 
aktuell 10 auf 30 im Jahr 2100. Ähnliches 
gilt für die Nächte, in denen die Tempera-
tur nicht unter 20 Grad fällt (Tropennäch-
te). Mehr als zwei Drittel der Planungs-
räume werden eine mittlere bis hohe 
Temperaturzunahme erleben. Das gilt 
insbesondere für das Stadtzentrum und 
das Gebiet um das Ostkreuz sowie für die 
oben genannten peripheren Plattenbau-
siedlungen, die schon heute stark unter 
Hitze zu leiden haben. Die Todesopfer 
des Klimawandels in Berlin werden über-
durchschnittlich viele arme Menschen 
sein.
Grün- und Freiflächenversorgung: 
Während knapp die Hälfte der Berliner 
Bevölkerung einen guten Zugang zu na-
turnahen Grünräumen hat, ist rund ein 
Viertel schlecht versorgt. Wenig Grün-
anlagen gibt es in der erweiterten In-
nenstadt. Nur 5 Prozent der gut ver-
sorgten Berliner*innen leben innerhalb 
des S-Bahn-Rings. Die Ausstattung mit 
Naherholungsräumen ist vor allem dort 
gering, wo viele Menschen in dicht be-
bauten Strukturen wohnen. Das trifft 
überdurchschnittlich auf Bevölkerungs-
gruppen mit geringem Einkommen 
zu. Insgesamt 27 Planungsräume mit 
270.000 Einwohner*innen sind gleich-
zeitig durch Armut und eine schlechte 
Grünversorgung geprägt. Diese Kombi-
nation von Problemen findet sich insbe-
sondere in den Ortsteilen Wedding, Ge-
sundbrunnen und Nord-Neukölln.



18 3.2  Sozial-ökologische Brenn
punkte: Die Berliner Umwelt
gerechtigkeitskarte
All diese Befunde hat die Berliner Verwal-
tung in einem nächsten Schritt aggre-
giert, um festzustellen, welche Quartiere 
mehrfach durch soziale und ökologische 
Probleme betroffen sind. Dafür hat sie für 
jeden Planungsraum gezählt, wie viele der 
fünf Kernindikatoren unter die schlechtes-
te der drei Bewertungskategorien fallen. 
Daraus ist die «Berliner Umweltgerechtig-
keitskarte» bzw. «Integrierte Mehrfachbe-
lastungskarte» hervorgegangen, die über-
sichtlich die Belastungsschwerpunkte im 
Stadtgebiet zeigt. Sie belegt die Grund-
annahme der Umweltungerechtigkeit: In 
Berlin sind Umweltbelastungen sozial-
räumlich ungleich verteilt. Wo sich Lärm-, 
Luft- und Hitzebelastung konzentrieren 
und Grünräume fehlen, gibt es auch vie-
le soziale Probleme. Die zwei-, drei oder 
vierfach umweltbelasteten Quartiere ha-
ben oft gleichzeitig eine hohe soziale Pro-
blemdichte. In den ökologisch unbelaste-
ten Räumen wohnen hingegen deutlich 
mehr wohlhabende Menschen. Die Ar-
men der Stadt tragen weit überdurch-
schnittlich die gesundheitlichen Lasten 
der Umweltverschmutzung und profitie-
ren am wenigsten von entlastenden Um-
weltressourcen.
Die sozial-ökologischen Probleme kon-
zentrieren sich in der erweiterten Innen-
stadt, die über den S-Bahn-Ring hinaus-
reicht. Der Umweltgerechtigkeitsbericht 
identifiziert den «Schwerpunktbereich 
Innenstadt» als das Gebiet, das auf-
grund seiner räumlichen und sozialen 
Struktur signifikant häufiger von Mehr-
fachbelastungen betroffen ist. So fin-
den sich in diesem Bereich die meisten 
drei- oder vierfach belasteten Planungs-
räume, aber kaum unbelastete Räume. 

Der Schwerpunktbereich entspricht dem 
«Vorranggebiet für Luftreinhaltung» im 
Flächennutzungsplan und beheimatet 
rund 1,5 Millionen Berliner*innen. Dort 
dominiert außerdem die gründerzeitliche 
«Blockrandbebauung» mit einer beson-
ders hohen Einwohnerdichte, die extrem 
ungünstig für die lokale Umweltsituation 
ist. Viele locker bebaute grüne Ortstei-
le am Stadtrand sind dagegen von einer 
guten Umweltsituation und materiellem 
Wohlstand geprägt.
Dementsprechend sind die Berliner Be-
zirke sehr unterschiedlich von Umwelt-
belastungen betroffen, je nachdem ob 
sie eher im Zentrum oder an der Peri-
pherie liegen. Auch innerhalb der Bezir-
ke gibt es zum Teil starke Unterschiede. 
Viele der innerstädtischen Quartiere sind 
überproportional stark sozial-ökologisch 
benachteiligt. Schwerpunkte von Mehr-
fachbelastungen sind Nord-Neukölln, 
Gesundbrunnen, Wedding sowie die 
südlichen Teile von Reinickendorf und 
die nördlichen Kieze im Bezirk Friedrichs-
hain-Kreuzberg. Von den «Außenbe-
zirken» sind vor allem das Zentrum von 
Spandau sowie die großen Plattenbau-
siedlungen betroffen.

3.3  Wie weiter? Zum Stand  
der politischen Umsetzung
Die im «Basisbericht Umweltgerech-
tigkeit» präsentierten Problembefunde 
legen die Frage nahe, wie es nun wei-
tergeht. Wer treibt den Ansatz in Berlin 
voran? Wer bremst? Das Konzept wur-
de von einem Netzwerk von engagier-
ten Einzelpersonen aus Parteien, Ver-
waltung, dem Abgeordnetenhaus und 
Umweltbundesamt sowie Umweltver-
bänden und wissenschaftlichen Insti-
tuten vorangebracht und konkret aus-
gearbeitet. So war unter anderem der 



19Landesverband des BUND von Anfang 
an eng in die Entwicklung des Projekts 
eingebunden. Die meisten politischen 
Akteure in der Stadt begrüßen grund-
sätzlich die Initiative und loben die um-
fangreiche Vorarbeit.
Allerdings hängt die IBUk bisher stark 
von einzelnen Personen ab. Zu wenige 
Verantwortliche verfolgen das Konzept, 
für das insgesamt nicht ausreichende 
zeitliche und finanzielle Ressourcen zur 
Verfügung stehen. In Politik und Ver-
waltung ist es noch zu wenig bekannt 
und verankert. Teilweise wird seine Um-
setzung durch Kompetenzkonflikte, in-
haltliche Differenzen, Widerstände und 
Reibungsverluste in und zwischen den 
Staatsapparaten (Parteien, Ressorts) ge-
bremst. Würde das Land Umweltgerech-
tigkeit zu einem wichtigen Maßstab sei-
ner Politik machen, könnte das nicht nur 
die gegenwärtige Bautätigkeit infrage 
stellen, sondern auch Verteilungskonflik-
te schüren – etwa wenn Fördermittel ein-
zelnen Bezirken genommen werden, um 
sie gezielt in Problemviertel umzuleiten. 
Doch mehrere Bezirke wollen das Um-

weltgerechtigkeitskonzept nun aufgrei-
fen und mit der Umsetzung vor Ort be-
ginnen. Die rot-rot-grüne Koalition im 
Abgeordnetenhaus arbeitet an einem 
Maßnahmenkatalog. Und auch einzel-
ne zivilgesellschaftliche Akteure wollen 
nun den Ansatz übernehmen. Nach Ver-
öffentlichung des Senatsberichts im Feb-
ruar 2019 scheint das Projekt nun etwas 
in der Luft zu hängen und es ist unklar, 
wann es mit welchen Schritten weiter-
geht. Die genannten Initiativen stimmen 
aber vorsichtig optimistisch.
Ein nächster sinnvoller Schritt wäre, das 
Monitoring noch zu verfeinern und in fes-
ten Abständen zu wiederholen, um zu 
wissen, wie sich die Indikatoren für Um-
weltgerechtigkeit in den einzelnen Quar-
tieren entwickeln. Darauf aufbauend 
bräuchte es einen Umsetzungsfahrplan, 
der Umweltgerechtigkeit sowohl auf der 
Planungsebene verankert als auch kon-
krete Aktionspläne beinhaltet. Nicht zu-
letzt müsste sichergestellt werden, dass 
die Umweltgerechtigkeitspolitik auch in 
Zukunft in der Landesverwaltung perso-
nell gut aufgestellt ist.

4 SOZIAL-ÖKOLOGISCHE KÄMPFE IN DER STADT

Während in den USA und anderswo «En-
vironmental Justice» ein Kampfbegriff 
von sozialen Bewegungen war und ist, 
wurde das Konzept Umweltgerechtig-
keit in Deutschland von einer aufgeklär-
ten Fach-Community aufgegriffen und 
insbesondere genutzt, um eine ökologi-
sche Modernisierung der Verwaltung vo-
ranzutreiben (Kaiser/Wullweber 2007). 
Die wesentlichen Unterschiede der bei-
den Herangehensweisen liegen erstens 
im handelnden Subjekt, zweitens in der 

Tiefe der angestrebten gesellschaftlichen 
Veränderung und drittens im Charakter 
des politischen Prozesses, mit dem diese 
Ziele erreicht werden sollen.
1. �In der Environmental-Justice-Tradition 

sind die Community-Organisationen 
und sozialen Bewegungen das Subjekt 
der Veränderung, die ihre Forderungen 
auch an staatliche Stellen richten. Beim 
deutschen Umweltgerechtigkeitsan-
satz sind hingegen städtische Verwal-
tungen und Regierungen selbst das 



20 handelnde Subjekt, die auch zivilge-
sellschaftliche Akteure im Rahmen von 
Partizipationsverfahren einbeziehen.

2.	�Die Graswurzelbewegungen fragen 
nach den strukturellen Ursachen und 
Herrschaftsverhältnissen, die hinter so-
zial-ökologischen Ungleichheiten ste-
cken, und zielen auf eine Überwindung 
dieser Zustände. Im Gegensatz dazu 
setzt das progressive Verwaltungskon-
zept an konkreten Problemen an, um 
einen Zustand möglichst geringer Um-
weltbelastung für alle sozialen Gruppen 
zu erreichen. Es adressiert aber nicht 
deren systemische Ursachen.

3.	�Environmental-Justice-Bewegungen 
versuchen, ihre Ziele mithilfe von bot-
tom-up organisierten Kampagnen im 
Konflikt mit Unternehmen und staat-
lichen Apparaten durchzusetzen. Die 
deutsche Fach-Community strebt da-
gegen einen im Kern top-down organi-
sierten Governance-Prozess an, in den 
alle relevanten Akteure (also auch das 
Kapital) einbezogen werden sollen, 
um das gemeinsam geteilte Ziel der 
Umweltgerechtigkeit zu erreichen.

Nachdem bisher die Erkenntnisse und 
Vorschläge des «Environmental Justice 
Mainstreaming» vorgestellt wurden, sol-
len sie im Folgenden mit einer Perspekti-
ve der strukturellen Widersprüche, Kämp-
fe und sozialen Bewegungen kontrastiert 
bzw. erweitert werden. Sowohl in Berlin 
als auch in einer Reihe anderer Städte las-
sen sich sozial-ökologische Konflikte aus-
machen, die als Kämpfe für Umweltge-
rechtigkeit verstanden werden können.

4.1  Berlin
Berlin ist nicht nur ein Beispiel für sozial-
ökologische Mehrfachbelastungen, son-
dern auch ein Ort dynamischer sozialer 

Veränderungen und politischer Kämp-
fe. Traditionell wohnen reichere Grup-
pen eher am ökologisch kaum belaste-
ten Stadtrand, während arme Gruppen 
in der mehrfach belasteten Innenstadt 
leben. Doch mehrere Trends überlagern 
diese Konstellation. So leben auch viele 
wohlhabende Menschen in der Innen-
stadt – etwa in Charlottenburg-Wilmers-
dorf. Die Wohngegend ist beliebt und die 
Mieten sind hoch, obwohl sie zum Teil ei-
ner hohen Umweltbelastung ausgesetzt 
ist. Die Gentrifizierung nimmt zu: Immer 
mehr einkommensstarke Gruppen wol-
len in die angesagten Szeneviertel ziehen 
(Prenzlauer Berg, Friedrichshain, Kreuz-
berg, Neukölln), weil sie das metropolita-
ne Leben schätzen. Die Häuser werden 
saniert, die Infrastruktur wird verbessert, 
die Mieten steigen. Die Kieze werden auf-
gewertet, obwohl die problematischen 
Umweltindikatoren gleichgeblieben sind 
oder sich sogar verschlechtert haben. 
Gleichzeitig setzt sich die zuziehende 
Mittelschicht eher für eine Verbesserung 
der Umweltsituation ein.
Dieser Trend berührt auch die armen Be-
völkerungsgruppen in den hoch belas-
teten Innenstadtquartieren (Neukölln, 
Kreuzberg, Gesundbrunnen, Wedding, 
Moabit). Zwar fehlen aktuelle und um-
fassende Daten zu den sozialstrukturel-
len Veränderungen der einzelnen Nach-
barschaften. Aber die vorhandenen 
empirischen Befunde legen den Schluss 
nahe, dass sich die Armut in den inner-
städtischen sozialen Brennpunkten 
durch den Zuzug wohlhabenderer Men-
schen statistisch etwas abmildert. Den-
noch hat dort bisher kein umfassender 
Bevölkerungsaustausch stattgefunden. 
Die alteingesessenen Mieter*innen ha-
ben oft Mietsteigerungen erlitten, aber 
ziehen trotzdem nicht weg, sondern 



21schränken sich eher materiell ein (Stich-
wort: Verdrängung aus dem Lebensstil). 
Die betroffenen Viertel sind gleichzeitig 
diejenigen, wo die gesellschaftliche Lin-
ke besonders stark ist und in den letz-
ten Jahren viele Mieter- und Recht-auf-
Stadt-Initiativen entstanden sind. Zudem 
hatte DIE LINKE bei den Wahlen zum Ab-
geordnetenhaus 2016 dort die größten 
Zuwächse. Diese Gemengelage birgt das 
Potenzial für zugespitzte sozial-ökologi-
sche Konflikte wie für innovative Kampa-
gnen von links.
In den peripheren Armutssiedlungen 
(in Spandau, Marzahn, Hellersdorf) 
wiederum verstärkt sich die soziale 
Marginalisierung weiter. Dort haben 
sich zum Teil große Immobilienkonzer-
ne eingekauft und setzen erhebliche 
Mieterhöhungen von einem niedrige-
ren Niveau aus durch. Die oft älteren 
Bewohner*innen können jedoch nicht 
weiter wegziehen und schränken sich 
ebenfalls ein. Dort sind die Kämpfe 
zwar noch nicht so weit entwickelt wie 
in der Innenstadt. Trotzdem bieten sich 
Ansatzpunkte für eine organisierende 
Kampagnenarbeit. Obwohl die Zahlen 
des Berliner «Basisberichts Umweltge-
rechtigkeit» zum Teil mehrere Jahre alt 
sind, haben sich die Schwerpunkte der 
sozial-ökologischen Belastung vermut-
lich wenig verändert.
Tempelhofer Feld – ein Hotspot von 
Umweltkämpfen: Der Norden von Neu-
kölln ist laut «Basisbericht Umweltge-
rechtigkeit» stark durch soziale Proble-
me, Hitzebelastung und einen Mangel an 
Grünflächen geprägt (SenUVK 2019a). In 
der umkämpften Gestaltung des west-
lich an Nord-Neukölln angrenzenden 
Tempelhofer Feldes verdichten sich Kon-
flikte um Umweltgerechtigkeit wie unter 
einem Brennglas. Nachdem der Flugha-

fen Tempelhof 2008 geschlossen worden 
war, wollte die aktivistische Kampagne 
«Squat Tempelhof» mit einer Besetzung 
des Areals 2009 eine Privatisierung und 
Bebauung verhindern. Obwohl der Be-
setzungsversuch scheiterte, trugen die 
Kämpfe wesentlich dazu bei, dass das 
Gelände 2010 für die Berliner*innen ge-
öffnet wurde. Die Schließung des Flug-
hafens und seine Umwandlung in einen 
öffentlichen Grünraum waren ein essen-
zieller Schritt zu mehr Umweltgerech-
tigkeit. Während die vorwiegend armen 
Anwohner*innen zuvor durch massiven 
Fluglärm belastet waren, profitieren sie 
nun von einem gut zugänglichen öffentli-
chen Freiraum.
Kurz nach der Öffnung gewann das All-
mende-Kontor3 eine Ausschreibung für 
die Zwischennutzung einer Teilfläche 
des Flughafengeländes. Das Kontor ver-
steht sich als Schnittstelle und Lobby 
von Allmende-Initiativen wie Communi-
ty Gardens. Vor diesem Hintergrund initi-
ierte es 2011 auf dem Feld einen Gemein-
schaftsgarten. Inzwischen bestellen dort 
über 700 Gärtner*innen selbstorganisiert 
rund 400 Hochbeete. Der Garten fungiert 
als Lernort und öffentlicher «Schaugar-
ten», um möglichst vielen Menschen 
praktisch zu vermitteln, wie die kollekti-
ve Aneignung eines urbanen Naturraums 
im Sinne eines Commons funktionieren 
kann. Damit ist er auch als Gegenent-
wurf gegen die fortschreitende Inwert-
setzung der Stadt gedacht (Halder u. a. 
2014; Halder 2018). In den folgenden 
Jahren begannen weitere Initiativen und 
viele Berliner*innen, das Feld für sich zu 
nutzen.
Doch die damalige Große Koalition in 
Berlin plante im Bündnis mit dem Immo-

3  Mehr Informationen unter: www.allmende-kontor.de. 



22 bilienkapital, über ein Drittel des Feldes 
zu bebauen, mit Verkehrsflächen zu ver-
siegeln und artifiziell umzugestalten. Nur 
ein kleiner Teil der geplanten Wohnungen 
hätte für wenige Jahre mit einer gedeckel-
ten Miete bereitgestellt werden sollen, 
während der Großteil im hochpreisigen 
Segment vorgesehen war. Dagegen reg-
te sich breiter Widerstand. Die Initiative 
«100 Prozent Tempelhofer Feld» konnte 
die Pläne mit einem erfolgreichen Volks-
begehren abwenden. Sie kritisierte nicht 
nur die geplante Luxusbebauung und 
warnte davor, dass damit Stadtnatur zer-
stört und der Zugang zu einer wichtigen 
Freifläche eingeschränkt würde. Sie wies 
auch darauf hin, dass der positive Effekt 
des Feldes für die Luftqualität und das Mi-
kroklima abgeschwächt worden wäre.4 
Das Allmende-Kontor, deren Garten zu ei-
nem «emblematischen Ort» für das Feld 
geworden ist, beteiligte sich ebenfalls an 
der Mobilisierung für das Volksbegehren 
gegen die Bebauungspläne und leistete 
damit seinen Beitrag zu seinem Erfolg. 
Inzwischen machen die beteiligten Ak-
teure in der «Feldkoordination», einem 
partizipativen Rat, Erfahrungen mit einer 
demokratischen Gestaltung der Allmen-
de. Das ist ein wichtiges Experiment. 
Aber es zeigt auch, dass solche Aus-
handlungsprozesse zäh sein können – 
nicht zuletzt, weil «Grün Berlin», das mit 
der Betreuung von städtischen Parks be-
auftragte landeseigene Unternehmen, 
an vielen Stellen blockiert.
Grüne Aufwertung im Schillerkiez: 
Die Kämpfe für ein freies, kollektiv ge-
nutztes Feld sind jedoch nicht frei von 
Widersprüchen. Mit der Schließung des 
Flughafens begannen Investoren, sich 
massiv im angrenzenden Schillerkiez 
in den Wohnungsbestand einzukaufen 
und die Preise in die Höhe zu treiben. In-

nerhalb von gut zehn Jahren haben sich 
die Nettokaltmieten bei Neuvermietun-
gen auf rund 13 Euro fast verdreifacht. 
Inzwischen hat sich die Bevölkerungs-
struktur im Kiez stark gewandelt. Die 
neuen Bewohner*innen sind jünger und 
wohlhabender als die Alteingesessenen. 
Während von den Altmieter*innen kaum 
jemand einen Hochschulabschluss hat, 
sind es bei den seit 2011 Zugezogenen 
rund 80 Prozent (vgl. Schulz 2015; Bouf-
ka 2017). Diesen Prozess begleitete das 
lokale Quartiersmanagement mit einer 
repressiven Verdrängungspolitik. In der 
«Task Force Okerstraße» kooperierte 
es mit Lokalpolitik, Polizei, Schulen und 
Jugendämtern, um unerwünschte ar-
me und migrantische Familien aus dem 
Kiez zu verdrängen – vor allem Roma 
und Sinti.5 Dieses Phänomen kann als 
«Green Gentrification» bezeichnet wer-
den (vgl. Kapitel 5). Gegen diese Verdrän-
gungsprozesse sind seit Jahren lokale 
Recht-auf-Stadt-Gruppen aktiv. Auch das 
Allmende-Kontor ist Teil der anti-neolibe-
ralen Kämpfe. Um nicht zum Vehikel ei-
ner grünen Aufwertung zu werden, ver-
sucht es, für alle Bevölkerungsgruppen 
in der Stadt offen zu sein und seinen poli-
tischen Charakter nach außen zu tragen.
Das Gesundheitskollektiv:6 Um sozia-
len Ungerechtigkeiten zu begegnen, ar-
beitet eine Gruppe von Aktivist*innen 
seit 2014 daran, ein alternatives Stadt-
teil-Gesundheitszentrum in Nord-Neu-
kölln aufzubauen (vgl. Schubert 2017). 
Sie geht davon aus, dass die (ungerech-
ten) gesellschaftlichen Verhältnisse in 
erheblichem Maße die menschliche Ge-
sundheit bestimmen. Menschen, die un-

4  Vgl. hierzu www.thf100.de.    5  Vgl. http://nk44.blogsport.
de/informationen/randnotizen-maerz-2010/quartiersma-
nagement-was-steckt-dahinter/ und http://nk44.blogsport.
de/2012/03/04/zur-task-force-okerstrasse/  6  Mehr Informa-
tionen unter: www.geko-berlin.de/. 



23ter Armut und/oder Rassismus leiden, 
werden wesentlich häufiger krank und 
sterben deutlich früher als reiche Men-
schen. Deswegen versteht sich das Ge-
sundheitskollektiv als Teil von antiras-
sistischen und sozialen Bewegungen 
und versucht, mit einem städteübergrei-
fenden Netzwerk ähnliche Projekte an 
möglichst vielen Orten zu etablieren. Es 
ordnet seine Arbeit auch in die Kämpfe 
um ein Recht auf Stadt in Neukölln und 
Berlin ein. Denn Mietsteigerungen und 
Verdrängung haben vielfältige negative 
Auswirkungen auf die Gesundheit der 
Betroffenen (vgl. Grell u. a. 2019). Auch 
Fragen von Umweltgerechtigkeit spielen 
für das Projekt eine Rolle: Denn vor allem 
die armen Neuköllner*innen leiden ge-
sundheitlich unter schlechten Wohnbe-
dingungen, Hitze und Autoverkehr.
Das Gesundheitskollektiv will deswegen 
neben einer medizinischen und psycholo-
gischen Versorgung und Beratung auch 
Ansätze eines «Transformative Commu-
nity Organizing» erproben. Die Aktiven 
wollen die Angebote nach den Bedürf-
nissen der Kiezbewohner*innen und ge-
meinsam mit ihnen entwickeln. Das Ziel 
ist, ausgehend von gemeinsamen Prob-
lemen kollektive Strategien zu erarbeiten 
und damit auch in die politische Ausei-
nandersetzung zu gehen. Das Gesund-
heitskollektiv versteht sich damit als ei-
ne Alternative zu den vorherrschenden 
ambulanten Versorgungsstrukturen und 
strebt eine gute Gesundheit für alle an. In-
zwischen sind in einer Pilotphase die ers-
ten Angebote des Projekts gestartet.
Ausbau der A100 – Schneise der Zer
störung durch belastete Quartiere: Mit 
dem Ausbau der Berliner Stadtautobahn 
A100 wird das Dogma der autogerechten 
Stadt fortgesetzt. Gegenwärtig wird der 
16. Bauabschnitt vom Dreieck Neukölln 

bis zur Anschlussstelle am Treptower 
Park trotz hartnäckiger Proteste des «Ak-
tionsbündnisses A100 stoppen» gebaut.7 
Unter der Autobahnverlängerung wer-
den vor allem die Menschen in ohnehin 
schon mehrfach belasteten Stadtteilen 
leiden (SenUVK 2019a): Sie hat bereits 
grüne Kleingärten vernichtet und wird 
nach Fertigstellung die Anwohner*innen 
in Nord-Neukölln und Alt-Treptow mit 
Autobahnlärm und viele Berliner*innen 
in Kreuzberg und Friedrichshain mit zu-
sätzlichem Autoverkehr belasten.
Es könnte noch schlimmer werden: Im 
Bundesverkehrswegeplan ist ein 17. Bau-
abschnitt fest vorgesehen: über die Spree 
entlang der Ringbahn zwischen Fried-
richshain und Lichtenberg. Dadurch wür-
de eine weitere Schneise der Zerstörung 
durch zum Teil schon jetzt hoch belaste-
te Kieze geschlagen, und der Bereich um 
das Ostkreuz – einer der Hitzebrennpunk-
te der nächsten Jahrzehnte – wäre zusätz-
lich durch noch mehr Autoverkehr aus-
gesetzt. Obwohl der rot-rot-grüne Senat 
versprochen hat, dass er den nächsten 
Abschnitt nicht mehr realisieren will, wird 
der 16. Abschnitt so abgeschlossen, dass 
ein Weiterbau stattfinden kann. Außer-
dem wird die Länderkompetenz für den 
Autobahnbau ab 2021 auf die Bundesebe-
ne übertragen, sodass Berlin sich kaum 
noch gegen den Weiterbau wehren könn-
te. Das wird die rechte Opposition aus 
CDU, FDP und AfD, aber auch Teile der 
SPD freuen, die sich für eine Schließung 
des innerstädtischen Autobahnrings ein-
setzen. Doch auch mit Widerstand ist zu 
rechnen. Denn neben dem Aktionsbünd-
nis mischen sich nun auch die grün be-
wegten Friedrichshainer*innen und die 
Technoclubs ein, die der Autotrasse wei-

7  Mehr Informationen unter: www.a100stoppen.de/.  



24 chen sollen. Dadurch könnte der bislang 
lokal begrenzt gebliebene sozial-ökologi-
sche Konflikt zu einem stadtweiten Thema 
werden.
Marode Wohnungen in Kreuzberg – 
Proteste gegen Deutsche Wohnen: 
Seit Jahren kauft der Immobilienkon-
zern Deutsche Wohnen Häuser in Ber-
lin auf. Inzwischen gehören ihm mehr 
als 100.000 Wohnungen im ganzen 
Stadtgebiet – insbesondere solche des 
ehemaligen sozialen und öffentlichen 
Wohnungsbaus mit häufig eher einkom-
mensschwachen Mieter*innen. Mit ei-
ner aggressiven Strategie versucht er, die 
Mieten und damit die Rendite seiner Ak-
tionäre in die Höhe zu treiben. 
In den Plattenbauten am südlichen Kott-
busser Tor in Kreuzberg, das ohnehin 
durch Armut sowie eine hohe Luft- und 
Hitzebelastung geprägt ist (SenUVK 
2019a), taten sich 2011 Mieter*innen zur 
Initiative Kotti & Co8 zusammen. Sie pro-
testierten gegen untragbare Wohnbedin-
gungen in ihren Häusern, die die Deut-
sche Wohnen 2013 von den vorherigen 
Eigentümern GSW bzw. Hermes über-
nahm. Einer der Gründe war und ist, dass 
der Konzern überhöhte Nebenkosten ab-
rechnet, aber die Häuser verkommen lässt 
und Heizungen im Winter teilweise meh-
rere Wochen ausfallen. Was dem Unter-
nehmen höhere Profite beschert, gefähr-
det die Gesundheit der Bewohner*innen. 
Eine ähnliche Strategie verfolgte die Deut-
sche Wohnen in der benachbarten Otto-
Suhr-Siedlung im Norden Kreuzbergs. 
Nachdem sie die Wohnungen teilweise 
erst verfallen ließ, kündigte sie 2016 um-
fangreiche Modernisierungen an und 
massive Mieterhöhungen. Auch dort or-
ganisierten sich viele der Mieter*innen 
mit geringem Einkommen und konnten 
durch öffentliche Proteste dem Konzern 

erhebliche Zugeständnisse abtrotzen.9 
Weil die Deutsche Wohnen auch in vie-
len anderen Siedlungen auf eine ähnliche 
Strategie setzt, hat sich inzwischen ein 
stadtweites Bündnis gebildet, das mit ei-
nem Volksbegehren die Enteignung des 
Unternehmens erreichen will.10

Fluglärm oder Verdrängung? – Ringen 
um die Zukunft von Tegel: Der Flug-
hafen Tegel im Norden von Berlin ist ein 
Sonderfall der Geschichte. Wegen der 
räumlichen Enge im isolierten Westber-
lin wurde er mitten in die Stadt gebaut. 
300.000 Anwohner*innen leiden unter 
dem Lärm der täglich rund 500 Starts 
und Landungen. Damit ist er der Flugha-
fen mit den meisten Lärmbetroffenen in 
ganz Deutschland. In den Einflugschnei-
sen leben überdurchschnittlich viele ar-
me Menschen. Denn die betroffenen 
Quartiere sind im Westen unter anderem 
Spandau-Zentrum und das Falkenha-
gener Feld. Im Osten sind es die Stadt-
teile Reinickendorf, Wedding und Ge-
sundbrunnen (SenUVK 2019a). Die seit 
Jahren steigenden Flugzahlen sind au-
ßerdem ein absoluter Klimakiller. Treiber 
dieses Wachstums sind die Billigflieger, 
die von der indirekten Subventionierung 
des Flugverkehrs profitieren. Obwohl 
der Flughafen Tegel eigentlich schon vor 
Jahren geschlossen werden sollte, ist er 
immer noch in Betrieb, weil der skandal-
trächtige Berlin-Brandenburger Flugha-
fen BER im Süden der Stadt nach wie vor 
nicht eröffnet wurde (vgl. BUND 2017).
Dennoch startete die FDP Ende 2015 aus 
parteitaktischen Gründen ein Volksbegeh-
ren mit der Forderung, dass Tegel offen-
gehalten werden solle. Unterstützung be-
kam die Partei von Ryanair. Auch die AfD 

8  Vgl. hierzu https://kottiundco.net/hintergrund/.  9  Mehr In-
formationen unter: https://buendnisderottosuhrsiedlungund-
umgebung.wordpress.com/.   10  Vgl. www.dwenteignen.de/.  



25und später die CDU unterstützten die In-
itiative. Dagegen setzten sich das Bünd-
nis «Tegel schließen – Zukunft öffnen» 
sowie die rot-rot-grüne Koalition für die 
Schließung ein.11 Beim Volksentscheid im 
Herbst 2017 sprach sich eine Mehrheit der 
Berliner*innen für die Offenhaltung aus. 
Bemerkenswerterweise stimmte auch 
die Mehrheit in den meisten lärmbelaste-
ten, armen Quartieren dafür. In einer Be-
fragung äußerten viele Anwohner*innen 
die Befürchtung, dass durch eine Umnut-
zung des Geländes ihre Mieten steigen 
würden (ähnlich wie im Schillerkiez). Trotz 
des gewonnenen Volksentscheids gilt die 
Schließung als sicher. In der Tat gibt es 
verschiedene Pläne für die Nachnutzung, 
die eine massive Aufwertung der Gegend 
bedeuten würden. Der Senat plant vor al-
lem die Ansiedlung von Forschungs- und 
Greentech-Unternehmen. Dagegen sollte 
der Schwerpunkt auf preiswerten Woh-
nungen, sozialer Infrastruktur und natur-
nahen Grünflächen liegen, um die wichti-
ge Frischluftschneise zu erhalten.

4.2  Beispiele aus anderen Städten
Nicht nur in Berlin, sondern auch in vie-
len anderen Städten der Bundesrepublik 
werden ähnliche Konflikte ausgetragen, 
die sich als Kämpfe um Umweltgerech-
tigkeit deuten lassen. Die Orte decken 
sich zum Teil mit denjenigen, die Ge-
genstand wissenschaftlicher Fallstudi-
en zu sozialen und ökologischen Belas-
tungen waren (vgl. Kapitel 2.2). Ergänzt 
werden diese durch Fallbeispiele aus an-
deren Städten. Die Orte wurden so aus-
gewählt, dass verschiedene Regionen 
von Deutschland abgedeckt sind. Ferner 
wurden solche Städte gewählt, in denen 
besonders prägnante Auseinanderset-
zungen um die in dieser Studie diskutier-
ten Umweltprobleme geführt werden 

Potsdam – Widerstand gegen «Re-
Preußifizierung» der Parks: Seit der 
Wende trieben verschiedene Akteure 
aus Wirtschaft und Zivilgesellschaft in 
der brandenburgischen Landeshaupt-
stadt einen Prozess der ökonomischen 
Aufwertung und «Re-Preußifizierung» 
voran: Insbesondere in der historischen 
Stadtmitte wurden ehemalige DDR-Bau-
ten abgerissen und preußische Prestige-
gebäude restauriert oder komplett wie-
der aufgebaut. Jahrelang trug eine breite 
Koalition aus SPD, CDU und Grünen die-
sen Prozess (Tomczak u. a. 2018). 
Das betrifft auch die zentral gelegenen 
preußischen Parks und Gewässer, die 
von ganz unterschiedlichen Bevölke-
rungsgruppen – auch aus den ärmeren 
Stadtrandsiedlungen – zur Erholung und 
Freizeitgestaltung genutzt werden. Die 
öffentliche Stiftung Preußische Schlös-
ser und Gärten Berlin-Brandenburg und 
ihr Security-Dienst reglementieren de-
ren Nutzung jedoch massiv. So ist es in 
den Parks teilweise verboten, Fahrrad zu 
fahren, zu sitzen, zu baden, zu musizie-
ren oder sie nachts zu betreten, mit der 
Begründung, man wolle ihnen einen mu-
sealen Charakter verleihen. Im einzigen 
städtischen Park in Potsdam muss man 
hingegen Eintritt zahlen. Zudem will ihn 
die Stadt nun teilweise bebauen. Nicht 
zuletzt haben sich in den letzten Jahren 
Personen mit viel Geld Villengrundstü-
cke angeeignet und sich widerrechtlich 
alleinigen Zugang zu öffentlichen Seen 
verschafft, was die Mehrheit im Stadt-
parlament jahrelang duldete.12 Dieser 

11  Mehr Informationen zur Kampagne unter: http://tegel-
schliessen-zukunftoeffnen.de/.    12  Die Villenbesitzer*innen 
am Potsdamer Griebnitzsee eigneten sich den seit der Wende 
öffentlich zugänglichen Uferweg sukzessive an und sperrten 
ihn für Passant*innen. Der Rechtsstatus war lange unklar. In-
zwischen läuft ein Enteignungsverfahren gegen die wohlha-
benden Anlieger*innen. 



26 Umgang von staatlicher Seite reduziert 
erheblich die Nutzungsqualität der Parks 
und damit ihr Potenzial, sozial ungleiche 
Umweltbelastungen auszugleichen.
In Potsdam sind aber auch seit Jahr-
zehnten städtische Bewegungen und 
Initiativen lebendig, die im Parlament 
von der linksalternativen Wahlliste «Die 
Andere»13 vertreten werden. Bei den 
meisten Potsdamer*innen ist die Stiftung 
Preußische Schlösser und Gärten Berlin-
Brandenburg unbeliebt. Viele unterlau-
fen die restriktiven Regeln in den Parks 
durch eine subversive Alltagspraxis, die 
bis hin zu kollektiven, widerständigen 
Picknicks und der Sabotage von Parkto-
ren reicht. Bürgerinitiativen setzen sich 
auch juristisch für die freie Nutzung des 
Stadtgrüns ein. Das sind wichtige Kämp-
fe für mehr Umweltgerechtigkeit in der 
Stadt.
Hamburg – sozial-ökologische Kämpfe 
an der Elbe: In der Hansestadt sind vor 
allem die südlichen, hafennahen Stadt-
teile Wilhelmsburg, Veddel und Harburg 
von sozialräumlichen Mehrfachbelastun-
gen betroffen. Der Hafen und die dort an-
gesiedelte Schwerindustrie wurden und 
werden von allen Hamburger Regierun-
gen protegiert. Sie belasten jedoch vie-
le arme Bewohner*innen der genannten 
Stadtteile durch Lärmaufkommen und 
Luftschadstoffe. 
Durch das Steinkohlekraftwerk Moor-
burg hat sich die Situation dort zusätzlich 
verschlimmert. Im Jahre 2008 erteilte die 
grüne Umweltsenatorin Anja Hajduk un-
ter einer schwarz-grünen Landesregie-
rung dem Betreiber Vattenfall Europe die 
Baugenehmigung. Trotzdem verklagte 
der schwedische Staatskonzern die Bun-
desrepublik vor einem internationalen 
Schiedsgericht der Weltbank wegen ver-
meintlich zu strenger Umweltauflagen. 

Schließlich ging das Kraftwerk 2014 in Be-
trieb. Von Anfang an war Moorburg von 
massiven Protesten begleitet, die auch 
Fragen von Umweltgerechtigkeit zum 
Thema machten. Im Rahmen des ersten 
deutschen Klimacamps 2008 versuch-
ten knapp 1.000 Aktivist*innen, die Kraft-
werksbaustelle zu besetzen. Würde das 
Großkraftwerk unter Volllast laufen, wür-
de es etwa genauso viele Luftschadstof-
fe freisetzen wie der gesamte Hambur-
ger Autoverkehr. Dafür hätte jedoch eine 
Fernwärmeleitung durch den Stadtteil 
Altona gelegt werden müssen. Das hätte 
nicht nur jahrelange Bauarbeiten bedeu-
tet, sondern auch die Zerstörung des dor-
tigen Gählerparks. Durch Proteste, Klagen 
und eine Baumbesetzung konnten die Ini-
tiative «Moorburgtrasse stoppen» und an-
dere das Projekt 2010 verhindern.14

Auf der Veddel, einem der besonders 
belasteten Stadtteile, hat 2017 die Poli-
klinik Veddel ihre Türen geöffnet.15 Die 
Betreiber*innen kombinieren ärztliche 
Versorgung und psychologische Bera-
tung mit einem Organizing-Ansatz in der 
Nachbarschaft, weil sie Gesundheit als 
eine soziale Frage verstehen. Dabei spielt 
auch Umweltgerechtigkeit eine Rolle. 
Weil viele Wohnungen auf der Veddel 
durch Feuchtigkeit und Schimmel betrof-
fen sind, unterstützt die Klinik betroffene 
Mieter*innen bei der Organisierung ge-
gen diese Missstände.
Bremen – Vonovias Schimmelwoh
nungen in den Armenquartieren: In 
den peripheren Stadtteilen Vegesack, 
Blumenthal und Burg in Bremen-Nord 
konzentriert sich die Armut. Dort leben 
besonders viele Transferbezieher*innen 
und Menschen mit Migrationshinter-

13  Mehr Informationen unter: https://de-de.facebook.com/
DIEaNDEREPotsdam/.   14  Vgl. www.moorburgtrasse-stop-
pen.de/  15  Vgl. http://poliklinik1.org/start. 



27grund. Die Anbindung an den öffentli-
chen Nahverkehr ist schlecht. Geschäfte 
für den täglichen Bedarf gibt es kaum. 
Die dortigen Wohnungsbestände wer-
den von der städtischen GEWOBA, dem 
Immobilienkonzern Vonovia und wech-
selnden Investoren kontrolliert. Vor al-
lem Vonovia lässt bewusst die Platten-
bauwohnungen verfallen, um möglichst 
hohe Profite aus den Häusern zu ziehen. 
Viele Mieter*innen sind deshalb von ka-
putten Heizungen, schlechter Isolie-
rung, Feuchtigkeit und Schimmel be-
troffen. Doch sie können kaum in die 
besser ausgestatteten Innenstadtvier-
tel ziehen, weil sie sich die explodieren-
den Mieten nicht leisten können bzw. 
weil das Jobcenter die Mietobergren-
zen so niedrig ansetzt, dass Arbeitslo-
se faktisch nur in den Armenquartieren 
wohnen dürfen. Gleichzeitig zahlt der 
Staat – vermittelt über das Jobcenter – 
den Immobilienunternehmen die Mie-
ten für die maroden Wohnungen und 
ermöglicht damit ihre mieterfeindliche 
Profitstrategie.
Doch die Mieterbewegung in Bremen 
wächst, auch wenn sie noch nicht den 
Reifegrad wie in Hamburg oder Ber-
lin erreicht hat. Mieter*innen tun sich 
spontan zusammen, um pragmatisch 
ihre Probleme gemeinsam zu lösen. Ge-
meinnützige Vereine und Wohlfahrts-
verbände unterstützen die Betroffenen 
dabei, für ihre Rechte einzustehen. Auch 
DIE LINKE sowie andere linke Gruppen 
setzen verstärkt auf Community Orga-
nizing in den marginalisierten Vierteln. 
In Bremen-Nord ist beispielsweise seit 
Jahrzehnten der Bremer Erwerbslosen-
verein aktiv, der neben solidarischen 
Beratungsangeboten auf kollektiven 
Protest setzt. Die Gesundheitsbelastun-
gen durch Schimmel und andere Woh-

nungsschäden sind eines der größten 
Probleme, derentwegen Mieter*innen 
zur Beratung des Vereins kommen und 
aktiv werden.16

Frankfurt am Main – gegen die Stadt 
der Banken, Flugzeuge und Autos: 
Keine deutsche Stadt ist so offensicht-
lich nach den Interessen des Kapitals 
strukturiert wie Frankfurt. Sowohl die 
schwarz-grüne Landesregierung in Hes-
sen als auch die Koalition aus CDU, Grü-
nen und SPD in Frankfurt sorgen dafür, 
dass Banken und Logistikunternehmen 
ihre Strategien ungehindert in der Stadt 
durchsetzen können. So baut Fraport, 
ein staatliches Unternehmen, das als 
globaler Flughafenkonzern agiert, ge-
genwärtig ein drittes Terminal und ei-
ne weitere Landebahn für den Frank-
furter Flughafen, um die Flugzahlen 
noch einmal massiv zu steigern. Viele 
Anwohner*innen kritisieren den zu er-
wartenden wachsenden Fluglärm und 
die Vernichtung von ökologisch wertvol-
len Naherholungsgebieten. Dagegen or-
ganisiert ein Bündnis von Bürgerinitiati-
ven seit 2011 Montagsdemonstrationen 
direkt im Terminal 1.17 In den letzten Jah-
ren haben radikale Klimaaktivist*innen 
außerdem mehrmals von Zerstörung 
bedrohte Wälder besetzt, bis die Polizei 
sie räumte.
Ein weiterer Konflikt: Täglich pen-
deln Hunderttausende Menschen mit 
dem Auto in die Stadt. Vor allem die 
Frankfurter*innen mit geringem Ein-
kommen leiden unter der Pkw-Last. Um 
den jährlich wachsenden Verkehr aufzu-
fangen, soll bald die Autobahn A661 im 
Frankfurter Osten zu einer sechsspuri-
gen Magistrale ausgebaut werden. Da-
gegen protestiert das Aktionsbündnis 

16  Vgl. http://bev-bremen.org/.   17  Mehr Informationen unter: 
www.flughafen-bi.de/. 



28 «Unmenschliche Autobahn».18 Ein Kom-
promiss sieht vor, dass die A661 stre-
ckenweise durch ein milliardenteures 
Betondach abgedeckt werden soll. Sol-
che Maßnahmen lösen jedoch in keiner 
Weise die Probleme der Luftverschmut-
zung und des wachsenden Verkehrsauf-
kommens. Die Initiative «Radentscheid 
Frankfurt» sammelte deshalb im Som-
mer 2018 mehr als 40.000 Unterschrif-
ten für ein Bürgerbegehren, um die Stadt 
deutlich fahrradfreundlicher zu machen 
und das Auto zurückzudrängen.19 Das 
versucht der schwarz-rot-grüne Magist-
rat zu verhindern: Er erklärte im Frühjahr 
2019 das Bürgerbegehren für rechtlich 
unzulässig. Das sind schlechte Nachrich-
ten für die armen und migrantischen Fa-
milien, die deutlich häufiger unter Lärm 
und Luftschadstoffen leiden (vgl. Kapitel 
3.2). 
Stuttgart – Alternativen zu S21 und 
zum Autowahnsinn: Im Großraum 
Stuttgart konzentrieren sich wichtige 
deutsche Unternehmen wie Daimler, 
Porsche und Bosch. Die Stadt dient ihnen 
als ökonomische und politische Home-
base, von der aus sie den deutschen und 
globalen Markt bespielen. Dabei wer-
den sie tatkräftig von der grün-schwar-
zen Landesregierung unter Führung von 
Winfried Kretschmann unterstützt, die 
entschieden jeden Versuch bekämpft, 
im «Autoland» Baden-Württemberg eine 
ökologischere Verkehrspolitik durchzu-
setzen.
Die Schwabenmetropole ist das Mus-
terbeispiel einer «autogerechten» Stadt 
und gehört deswegen zu den ökolo-
gisch am meisten belasteten Kommu-
nen in ganz Deutschland. Quer durch 
den Stuttgarter Talkessel führen meh-
rere Stadtautobahnen, wodurch es zu 
einer Konzentration von Lärm, Luftbe-

lastung und Hitze kommt. Das zentral 
gelegene Neckartor ist zum Sinnbild 
für den Stickoxid- und Feinstaub-Infarkt 
geworden. Auf 1.000 Stuttgarter*innen 
kommen 500 Autos und täglich pen-
deln rund 450.000 Pkw in die Stadt hi-
nein und wieder heraus. An den gro-
ßen Durchgangsstraßen wohnen vor 
allem ärmere Menschen, während in 
der beliebten «Halbhöhenlage» an den 
ehemaligen Weinbergen die Reichen 
leben. Zu diesen Belastungen kommt 
«Stuttgart 21» hinzu, das umstritte-
ne Umbauprojekt des Hauptbahnhofs. 
Bereits durch den Bau werden große 
Mengen Luftschadstoffe freigesetzt. 
Mit dem Schlosspark soll eine wichti-
ge Freiluftschneise sowie einer der we-
nigen Grünräume in der belasteten In-
nenstadt zerstört werden. Das Interesse 
des Immobilienkapitals, diese Flächen 
zu bebauen, ist einer der wesentlichen 
Gründe, aus denen S21 überhaupt vo-
rangetrieben wird. Weil der unterirdi-
sche Bahnhof nur halb so viel Gleise 
hätte wie der bisherige Kopfbahnhof, 
würde es außerdem zu einer massiven 
Verkehrsverlagerung von der Schiene 
auf die Straße kommen.
Gegen Stuttgart 21 und den Autowahn-
sinn in der Stadt ist eine rege klima- und 
verkehrspolitische Bewegung aktiv, die 
Protest mit fundierter Gegenexperti-
se verbindet. Dazu zählen zum Beispiel 
das «Aktionsbündnis gegen S21» und 
die «Bürgerinitiative Neckartor».20 Im 
Gemeinderat werden ihre Anliegen von 
einer Fraktionsgemeinschaft aus der 
LINKEN, der Wählerinitiative «Stuttgart 
Ökologisch Sozial» (vergleichbar mit 

18  Mehr Informationen unter: http://molochautobahn.
de/.   19  Mehr Informationen unter: www.radentscheid-frank-
furt.de/  20  Vgl. www.kopfbahnhof-21.de/ und https://bineck-
artor.wordpress.com/. 



29«Die Andere» in Potsdam) und zwei wei-
teren Listen vertreten.21 Aus dieser Be-
wegung heraus entstand die Initiative 
für ein Bürgerbegehren, um dem Auto 
den Kampf anzusagen. Nun hat der grü-

ne Oberbürgermeister Fritz Kuhn, der 
sich sonst nicht mit den mächtigen Inte-
ressen in der Stadt anlegt, einzelne For-
derungen aufgegriffen. Langsam verän-
dert sich auch in Stuttgart etwas.

5 ÖKOLOGISCHE KLASSENPOLITIK UND DIE 
KONTUREN EINER GRÜN-SOZIALISTISCHEN STADT 

Die Beispiele zeigen: Oft ist die neolibera-
le, an Wachstum und Unternehmensin-
teressen orientierte Stadtpolitik, die von 
dominanten Akteuren und den meisten 
Parteien vertreten wird, eine zentrale Ur-
sache von Umweltungerechtigkeit. Da-
gegen setzen sich von sozialen Bewegun-
gen, lokalen NGOs und linken Parteien 
getragene Initiativen und Kampagnen 
implizit oder explizit für Umweltgerech-
tigkeit ein. Unter den gegebenen Kräfte-
verhältnissen agieren sie zunächst aus ei-
ner minoritären Position heraus, vertreten 
dabei aber die Bedürfnisse einer Mehr-
heit nach einer gesunden, lebenswer-
ten Stadt. Hinzu kommen die progressi-
ven Akteure in Wissenschaft, Politik und 
Stadtverwaltung, die Umweltgerechtig-
keit auf die kommunalpolitische Agenda 
setzen wollen. Wie ist diese Konstellation 
aus der Perspektive einer Transformati-
onslinken zu beurteilen, die auf eine Über-
windung der kapitalistischen Gesellschaft 
zielt, aber ihre Forderungen im Sinne einer 
revolutionären Realpolitik auch in staatli-
che Politiken einschreiben will? Können 
«Environmental Justice Movement» und 
«Mainstreaming» sich gegenseitig be-
fruchten und ein Bündnis eingehen?
Verhältnis zum Staat – eine Doppel
strategie: Um diese Fragen zu beant-
worten, ist ein theoretisches und strate-
gisches Verständnis des Staates nötig: 

Laut dem marxistischen Theoretiker Ni-
cos Poulantzas weist der bürgerliche 
Staat eine strukturelle Selektivität zu-
gunsten des Kapitals auf. In seinem Inne-
ren und in seiner Politik reproduziert sich 
immer die Klassenherrschaft. Zugleich 
können sich subalterne Kämpfe in gebro-
chener Weise in die Staatsapparate ein-
schreiben, wo sie Widerstandszentren 
bilden. Poulantzas (2002: 278 ff.) schlägt 
deshalb eine Doppelstrategie vor, die ei-
nerseits Kämpfe und Formen der Selbst
organisation aus einer Position der re-
lativen Unabhängigkeit entwickelt und 
andererseits die Kämpfe in den Staat 
trägt, um ihn radikal zu transformieren. 
Die gegenwärtigen munizipalistischen 
Projekte in spanischen Städten können 
als Versuch in diese Richtung gedeutet 
werden. Unter den harten Bedingungen 
von Krise und Austerität, aber getragen 
von den Massenbewegungen der voran-
gegangenen Jahre ist es Bewegungslis-
ten gelungen, bei den Kommunalwahlen 
2015 mehrere Rathäuser zu erobern. Da-
mit konnten sie Teile der lokalen Staats-
apparate als subalterne Stellungen im 
transnationalen Staatsapparate-Ensem-
ble besetzen. Von dort aus haben sie den 
mühevollen und widersprüchlichen Ver-
such begonnen, im Kleinen eine neue 

21  Mehr Informationen zur Fraktionsgemeinschaft in Stuttgart 
unter: soeslinkeplus.de/.  



30 Stadtpolitik umzusetzen und langfristig 
die Apparate umzubauen und zu demo-
kratisieren (vgl. z. B. Caccia 2016; Zelik 
u. a. 2016; Sánchez 2017). 
Was lässt sich daraus für eine linke Um-
weltgerechtigkeitspolitik lernen? Um-
weltgerechtigkeit lässt sich nicht über 
eine konsensorientierte, konfliktfreie 
und gleichzeitig technokratische Verwal-
tungspraxis erreichen, sondern nur durch 
eine «Politik im Handgemenge». Linke Ak-
teure können sich aber dafür einsetzen, 
dass sich die Stadt ambitionierte sozial-
ökologische Ziele setzt, oder anlass- und 
projektbezogen Bündnisse mit fortschritt-
lichen Akteuren in der Stadtverwaltung 
eingehen. Würde Umweltgerechtigkeit 
tatsächlich in alle Bereiche der Stadtpla-
nung und Verwaltungspraxis integriert, 
wäre das ein wichtiger Fortschritt, um so-
wohl Umweltbelastungen als auch mehr-
fache Benachteiligungen von Bevölke-
rungsgruppen mit geringem Einkommen 
abzubauen. Solche Bündnisse müssen 
allerdings Umweltgerechtigkeitspoliti-
ken oft gegen machtvolle Akteure in Ge-
sellschaft und Staat durchsetzen. Um die 
strukturellen Ursachen von Umweltun-
gerechtigkeit zu überwinden, müssen sie 
mit einem radikalen sozial-ökologischen 
Transformationsprozess verbunden wer-
den. Dabei muss die grundsätzliche Initi-
ative bei den Community-Organisationen 
und linken Akteuren liegen, die über An-
sätze des «Transformative Organizing» re-
ale Gegenmacht aufbauen.
Richtungsforderungen aus den Kämp
fen entwickeln: Eine urbane, ökologi-
sche Klassenpolitik kann ein wichtiger 
strategischer Ansatz für die sozial-öko-
logische Transformation sein (Röttger/
Wissen 2017). Eine ökologische Klas-
senpolitik versucht, die sozial Margi-
nalisierten und Ausgebeuteten für den 

ökologischen Umbau zu gewinnen, ihre 
Interessen darin zu integrieren und die-
ses Projekt im Kampf gegen die herr-
schenden Akteure durchzusetzen. Ak-
teure für Umweltgerechtigkeit stehen vor 
der Aufgabe, Beschäftigte und Gewerk-
schaften in die Konversion der Wirtschaft 
einzubeziehen und mit den Betroffenen 
von Energiearmut ein Recht auf erneuer-
bare Energie zu erkämpfen.22 
Es käme zudem darauf an, zusammen 
mit den Mieter*innen eine andere Praxis 
der energetischen Sanierung zu entwi-
ckeln, die sich an deren Wohnbedürfnis-
sen orientiert und mindestens kosten-
neutral für sie ist, weil sie komplett von 
den Eigentümer*innen bezahlt wird (vgl. 
hierzu Pallaver 2019).  Um tatsächliche 
Lösungen für die sozial-ökologischen 
Probleme zu erstreiten, bedarf es zu-
dem einer besseren Organisierung der 
Bewohner*innen in den mehrfach belas-
teten Quartieren (Sander 2015). Wer die 
strukturellen Ursachen der Umweltunge-
rechtigkeit angehen will, muss sich mit 
mächtigen Akteuren anlegen – mit dem 
Immobilienkapital, der Autolobby und 
ihren Unterstützer*innen in der Politik 
(Sander/Haas o.J.).
Beim notwendigen Umbau der Stadt 
tauchen eine Reihe von Widersprüchen 
auf, die aus einer linken Perspektive kon-
krete Maßnahmen und weitergehende 
Richtungsforderungen nahelegen. Kei-
ne der Herausforderungen und der dar-
aus abgeleiteten politischen Forderun-
gen ist neu. Doch die Perspektive der 
Umweltgerechtigkeit verleiht den Proble-
men neue Brisanz und ihrer Lösung zu-
sätzliche Dringlichkeit. Sie ermöglicht es 

22  Das Bündnis «Berliner Energietisch» setzt sich seit seinem 
Bestehen 2011 nicht nur für eine Rekommunalisierung und 
Demokratisierung sowie eine dezentrale Energiewende in der 
Hauptstadt ein, sondern auch für wirksame Maßnahmen ge-
gen Energiearmut und für ein Grundrecht auf Energie für alle. 



31linken Akteuren, Kämpfe um eine lebens-
werte Umwelt, ein menschenfreundli-
ches Gesundheitssystem und ein Recht 
auf Stadt auf neue Weise miteinander zu 
verknüpfen. Denkt man diese Verände-
rungen konsequent zu Ende, zeichnen 
sich darin die Konturen einer Stadt ab, 
wie sie im «grünen Sozialismus» ausse-
hen könnte (vgl. z. B. Candeias 2012). 
Dafür gibt es keine Blaupause. Aber es 
existieren Vorschläge aus verschiedenen 
gesellschaftlichen Strömungen, die als 
Anregung dienen können. Das sind ers-
tens die Konzepte von fortschrittlichen 
Stiftungen, Behörden und NGOs für ei-
ne grüne Stadt (z. B. Umweltbundesamt 
2017); zweitens die Entwürfe aus dem 
Recht-auf-Stadt-Spektrum für eine Stadt 
der Mieter*innen (z. B. INURA 1999; In-
terventionistische Linke Berlin 2018) und 
drittens Visionen für eine Post-Wachs-
tums-Stadt von unten (z. B. Nelson/
Schneider 2019) oder eine sozialistische 
Architektur (Hatherley o.J.).
«Green Gentrification» und die Enteig
nung des Immobilienkapitals: Der ers-
te Widerspruch zeigt sich beispielsweise 
in den Erfahrungen mit den Entwicklun-
gen in den Quartieren rund um das Tem-
pelhofer Feld und in den Befürchtungen, 
was nach der Schließung des Flughafens 
Tegel passieren wird: Politiken zur punk-
tuellen Verbesserung der Umweltsituati-
on können paradoxerweise dazu beitra-
gen, dass die Menschen darunter leiden, 
die eigentlich davon profitieren sollten. 
Oft haben Community-Initiativen in be-
nachteiligten Stadtvierteln über Jahrzehn-
te für die Sanierung von Industriebrachen, 
den Ausbau von Grün- und Freiflächen 
oder verkehrsberuhigte Nachbarschaf-
ten gekämpft, mit dem Ergebnis, dass 
einige Stadtregierungen diese Forde-
rungen irgendwann aufgreifen. Der Dis-

kurs städtischer Umweltgerechtigkeits-
programme verspricht Vorteile für alle 
in der «Smart Sustainable Resilient City» 
(Connolly 2019). Auch wenn die zustän-
digen städtischen Behörden teilweise 
die bisherigen Bewohner*innen der ad-
ressierten Quartiere in die Umsetzung 
der Maßnahmen einbeziehen, können 
Letztere die Aufwertung und Gentrifizie-
rung der Viertel begünstigen, ohne dass 
Mieter*innen oder Behörden das steu-
ern könnten. Denn Immobilienunterneh-
men werden versuchen, die grüne Um-
gestaltung der Nachbarschaften nutzen, 
um dort zu investieren, Mieten und Prei-
se in die Höhe zu treiben und ihre Profi-
te zu steigern. Dadurch werden oft die 
ursprünglichen ärmeren und migranti-
schen Bewohner*innen in Viertel mit grö-
ßeren Umweltbelastungen verdrängt und 
gleichzeitig neue wohlhabende und wei-
ße Gruppen angezogen (vgl. z. B. Angue-
lovski u. a. 2018).
In New York oder Barcelona warnen städ-
tische Initiativen und kritische Wissen-
schaft seit mehreren Jahren vor einer 
«Environmental» oder «Green Gentrifica-
tion». In einigen Städten in den USA ha-
ben Initiativen schon darauf reagiert und 
Kämpfe für Umweltgerechtigkeit stär-
ker mit solchen um das Recht auf Stadt 
verknüpft. Sie organisieren sich auf der 
Community-Ebene und starten direk-
te Aktionen, beteiligen sich aber auch 
an städtischen Planungsprozessen und 
versuchen, Kooperationen zwischen al-
ten und neuen Bewohner*innen zu ent-
wickeln. Zum Beispiel bemühen sie sich 
darum, dass sich die angestammten 
Mieter*innen mit ihren Berufskompeten-
zen und Gewerben in die umgestalteten 
Viertel einbringen können. Gegenüber 
der Kommune setzen sie sich dafür ein, 
dass diese Umweltgerechtigkeitspolitik 



32 gezielt mit sozialen Maßnahmen verbin-
det, indem sie etwa bezahlbare Wohnun-
gen sichert oder neue schafft (Pearsall/
Anguelovski 2016).
Die Konsequenz aus dem Phänomen 
«Green Gentrification» darf nicht sein, 
auf die dringend erforderlichen Maßnah-
men zu verzichten, die dazu dienen, die 
Umweltsituation in den Quartieren zu 
verbessern und die Lebensqualität für 
die Anwohner*innen zu steigern. Neuen 
Stadtbäumen oder Gemeinschaftsgär-
ten die Schuld an den steigenden Mie-
ten zu geben, entspricht einer vulgären 
Gentrifizierungskritik, wie sie sich auch 
in Anfeindungen gegen Künstler*innen, 
Hipster-Bars und Bioläden zeigt. Diese 
sind nur ein Vehikel und eine Begleiter-
scheinung der Gentrifizierung. Das zen-
trale Problem sind der kapitalistische 
Immobilienmarkt und die renditeorien-
tierten Investoren. Die Beispiele aus Ber-
lin und Bremen zeigen außerdem, dass 
ihre Strategien eine wesentliche Ursache 
für den gesundheitsgefährdenden Verfall 
von Wohnungen sind. 
Umweltgerechtigkeitspolitiken können 
nicht auf alle Probleme eine Antwort ge-
ben. Sie müssen in umfassende stadtpo-
litische Interventionen eingebettet wer-
den, um die Mieten zu stabilisieren bzw. 
zu senken. Die Ursachen der Mieten-
explosionen müssen an der Wurzel be-
kämpft werden, damit ökologische Belas-
tungen konsequent angegangen werden 
können, ohne dass dabei Mieter*innen 
verdrängt werden. Das heißt: Anders als 
es der Ansatz des «Environmental Justice 
Mainstreaming» suggeriert, sind Immo-
bilienunternehmen und Investoren keine 
willkommenen Partner, sondern ein we-
sentlicher Gegner auf dem Weg zu mehr 
Umweltgerechtigkeit. Nur eine investo-
renfeindliche kann auch eine umweltge-

rechte Stadt werden. Durch gezielte In-
terventionen und Regulierungen muss 
der private Wohnungsmarkt konsequent 
zurückgedrängt werden. Wenn dadurch 
die Preise sinken, können gemeinnützi-
ge Wohnungsunternehmen (wie Genos-
senschaften) und der öffentliche Sektor 
durch Neubau, Ankauf und auch Enteig-
nungen von Wohnhäusern massiv aus-
gebaut werden (vgl. die weiter oben er-
wähnte Kampagne «Deutsche Wohnen & 
Co enteignen»). Nicht zuletzt müssten die 
öffentlichen und gemeinnützigen Woh-
nungsunternehmen umfassend demo-
kratisiert werden (Interventionistische 
Linke Berlin 2018; Holm 2018). Wenn sie 
neu bauen, müssen sie das außerdem 
deutlich konsequenter ökologisch, um-
weltgerecht und klimaangepasst tun – 
auch wenn das teurer ist.
Strategien für eine autofreie Stadt: 
Der zweite Widerspruch besteht zwi-
schen dem Straßenverkehr und dem 
Ziel einer lebenswerten Stadt. Autos 
und Lkws sind eine wesentliche Quel-
le von Lärmbelastung. In Bezug auf 
die Luftschadstoffe kommen Studien 
zu unterschiedlichen Ergebnissen. Es 
kann aber davon ausgegangen wer-
den, dass rund die Hälfte bis zwei Drittel 
des Feinstaubs sowie der Stickoxide in 
den Städten auf den Verkehr zurückge-
hen (Schader 2017; Bayerisches Staats-
ministerium für Umwelt und Verbrau-
cherschutz 2019). Diesel und Benziner 
tragen also eine erhebliche Schuld an 
der urbanen Umweltbelastung. Auch 
Elektroautos können höchstens eine 
randständige Rolle in einer tatsächlich 
nachhaltigen Verkehrswende spielen 
(MISEREOR u. a. 2018). Bei Fahrge-
schwindigkeiten über 30 Kilometer pro 
Stunde sind sie aufgrund der Reifenge-
räusche genauso laut wie Autos mit Ver-



33brennungsmotor. Darunter sind sie zwar 
in der Tat leiser. Aber aktuell werden 
sie vom Gesetzgeber dazu verpflichtet, 
künstlich Fahrgeräusche zu erzeugen, 
die andere Verkehrsteilnehmer*innen 
warnen, um die Unfallopfer der Autos 
nicht noch weiter in die Höhe zu trei-
ben (Specht 2018). Auf der Straße set-
zen sie zwar keine Schadstoffe aus dem 
Auspuff frei. Doch jedes Auto – auch ein 
Elektroauto – verursacht beim Fahren 
durch Reifenabrieb und Aufwirbelungen 
erhöhte Feinstaubkonzentrationen (vgl. 
Vieweg 2017). 
Das Auto muss aus den Städten ver-
bannt werden – insbesondere aus den 
mehrfach belasteten Quartieren. Aus 
einer linken Perspektive steht eine radi-
kale Verkehrswende bereits auf der Ta-
gesordnung. Der Skandal der Umweltun-
gerechtigkeiten verleiht ihr zusätzliche 
Dringlichkeit. Fahrradfahrer*innen und 
Fußgänger*innen, Bus und Bahn, Ta-
xis und Carsharing (der sogenannte 
Umweltverbund) müssen massiv zu-
lasten von Privatauto und Lkw gestärkt 
und finanziell gefördert werden. Urba-
ne Mobilitätsangebote müssen für al-
le zugänglich und bezahlbar, vernetzt 
und weitgehend in öffentlicher Hand 
sein. Eine linke Verkehrs- und Stadtpo-
litik setzt auf Verkehrsvermeidung, auf 
eine Sharing-Ökonomie und auf ei-
ne integrierte Stadt der kurzen Wege 
(Fraktion DIE LINKE 2013; Daum 2018). 
Für eine ernsthafte Umweltgerechtig-
keitspolitik muss das Dogma der autoge-
rechten Stadt abgelöst werden von einer 
Praxis der menschenfreundlichen und 
autofeindlichen Stadt. Der Verkehrsclub 
Deutschland (2016) ruft zur «Rückerobe-
rung der Straße» auf. Dafür gibt es kon-
krete Ansatzpunkte: Städte in anderen 
Ländern experimentieren mit (tempo-

rären) Fahrverboten für Diesel oder (um 
neue Ungerechtigkeiten zu vermeiden) 
für alle Fahrzeuge mit Verbrennungs-
motoren sowie mit autofreien (Sonn-)
Tagen.23 Tempolimits und Einbahnstra-
ßen reduzieren die negativen Auswirkun-
gen der Pkws. Tempo 30 sollte zur neuen 
Regelgeschwindigkeit auf den meisten 
Straßen in der Stadt werden. Bessere 
Park-and-ride-Systeme erhöhen den An-
reiz, in der Innenstadt auf die öffentlichen 
Verkehrsmittel umzusteigen.
Neubaupläne für große Durchgangsstra-
ßen und Stadtautobahnen wie die A100 
in Berlin müssen gestoppt werden. Mit-
telfristig sollte mit ihrem Rückbau be-
gonnen werden. Darüber hinaus kön-
nen auch große Infrastrukturen anderer 
Verkehrsträger ein Problem für Umwelt-
gerechtigkeit sein. Die Konflikte um die 
Flughäfen in Berlin und Frankfurt am 
Main, um den Hamburger Hafen und 
«Stuttgart 21» zeigen, dass die Logis-
tik für den globalen Warenverkehr mas-
siv beschränkt werden muss, aber auch, 
dass nicht jede umweltintensive Form 
des Reisens sinnvoll ist. Könnte Berlin 
nicht als erste flughafenfreie Hauptstadt 
ein internationales Vorbild werden? Kli-
mapolitisch sinnvoll wäre es allemal.
Konflikte um urbane Flächen und 
Räume: Ein drittes Spannungsfeld 
liegt darin, die Flächen in der Stadt so 
zu nutzen, dass sowohl soziale als auch 
ökologische Ziele zu erreichen sind. 
Die begrenzten Flächen sind hart um-
kämpft zwischen dem Kapital mit sei-
nen klaren Verwertungsinteressen, den 
Mieter*innen mit ihren Wohnbedürf-
nissen und all denjenigen, die in einer 
gesunden Wohnumwelt leben wollen. 
Wie viel Raum sollen Gewerbe, Verkehr, 

23  Die Rosa-Luxemburg-Stiftung hat gerade eine Studie zu 
diesem Thema in Auftrag gegeben. 



34 Wohnen, soziale Infrastruktur und Stadt-
grün bekommen?24

Die vordringlichste Aufgabe für eine Um-
weltgerechtigkeitspolitik bestünde dar-
in, dem Auto massiv den Platz streitig zu 
machen. Denn der motorisierte Individu-
alverkehr beansprucht wesentlich mehr 
Fläche (pro transportierter Person) als 
Rad- und Fußverkehr und als alle öffent-
lichen Verkehrsmittel zusammen – selbst 
bei einer schwachen Auslastung (Randel-
hoff 2019). Eine Studie zum Flächenver-
brauch der Verkehrsmittel in Berlin kommt 
zu dem Ergebnis, dass Pkw etwa 40 Pro-
zent der gesamten städtischen Verkehrs-
fläche zum Fahren und weitere 20 Pro-
zent zum Parken beanspruchen, obwohl 
nur noch jeder dritte Weg mit dem Auto 
zurückgelegt wird. Das eine Drittel der 
Berliner*innen, das überhaupt ein Auto 
besitzt, beansprucht diese Fläche für sich, 
während die übrigen zwei Drittel über gar 
keinen Pkw verfügen (Strößenreuther/
Agentur 2014). Tempolimits haben den 
positiven Nebeneffekt, dass die Straßen 
verengt werden können. Wenn zudem die 
Anteile des Carsharings wachsen, kön-
nen auch Parkplätze eingespart werden. 
Insgesamt liegt in baulichen Umgestal-
tungen und Umwidmungen ein großes 
Potenzial: Fahrspuren und Parkplätze kön-
nen in Shared Spaces, Fahrspuren für den 
öffentlichen Verkehr, Fahrradwege oder 
Fußgängerzonen umgewandelt werden. 
Genauso gehört jede bestehende und neu 
geplante Gewerbefläche auf den Prüf-
stand: Wie wirken sich Gewerbe auf die 
lokale Umweltsituation aus – insbesonde-
re in Belastungsbrennpunkten? Wie vie-
le Industrieanlagen, Hotels und Büroge-
bäude benötigt eine Kommune wirklich? 
Gleichzeitig braucht eine Stadtgesell-
schaft unter kapitalistischen Bedingun-
gen Arbeitsplätze und Steuereinnahmen. 

Selbst wenn es gelingt, das Auto und Ka-
pitalinteressen in der Stadt zurückzudrän-
gen, bleiben die Flächen umstritten. 
Einerseits werden Innenstädte und Bal-
lungsräume zunehmend baulich verdich-
tet. Andererseits ist es wichtig, gerade in 
sozial-ökologisch belasteten Gebieten 
möglichst viele grüne Freiflächen zu er-
halten. Denn in vielen innerstädtischen 
Quartieren ist die Umweltsituation schon 
schlecht, sodass jede weitere Bebauung 
das Problem verschärft (vgl. hierzu z. B. 
NaturFreunde Berlin 2019). Jenseits von 
kapitalgetriebenen Strategien, die auf 
Neubau setzen, gibt es einen realen Zu-
zug in die Großstädte, weil viele Men-
schen dort eine größere Lebensqualität 
empfinden. Dieser Widerspruch ist nicht 
einfach nach der einen oder anderen Sei-
te hin aufzulösen. Es ist ein legitimer An-
spruch von Menschen, in der Stadt woh-
nen zu wollen. Das macht auch einen 
behutsamen Neubau und eine begrenzte 
Verdichtung unumgänglich. Allerdings 
könnte es notwendig werden, Neubau 
und Versiegelung in den mehrfach belas-
teten Quartieren massiv einzuschränken 
oder komplett zu verbieten.
Und die Verdichtung müsste mit einer Be-
grünung der Quartiere verbunden wer-
den: Es müssten möglichst viele, groß-
flächige Grünräume und Wasserflächen 
erhalten und neu geschaffen werden. Wo 
das nicht möglich oder durchsetzbar ist, 
ist es umso wichtiger, überall eine klein-
räumige Begrünung voranzutreiben. Das 
betrifft zum einen Gebäude (Hof-, Dach- 
oder Fassadenbegrünung), zum anderen 
die Grüngestaltung des Straßenraums 

24  Damit die Kommune überhaupt wieder über solche Fra-
gen entscheiden kann, braucht es eine radikale Kehrtwende in 
der Bodenpolitik. Statt des weiteren Ausverkaufs der verblei-
benden kommunalen Grundstücke, müsste die Stadt Flächen 
sukzessive wieder in öffentliche oder kollektive Hand bringen 
(vgl. Heinz 2019).



35(Stadtbäume, Mittelstreifenbegrünung, 
Wasserspiele). Das Baurecht könnte zum 
Beispiel so geändert werden, dass alle 
neu gebauten und versiegelten Flächen 
durch eine Begrünung mit dem gleichen 
Flächenumfang ausgeglichen werden.
Es geht nicht nur um die quantitative Auf-
teilung der städtischen Flächen. Darüber 
hinaus ist entscheidend, welche Qualität 
die urbanen Räume haben, wie die Men-
schen sie nutzen können. Das Ziel müss-
te also nicht nur sein, bepflanzte Flächen 
zu erhalten, sondern auch Häuser, Stra-
ßenräume, Plätze und naturnahe Freiflä-
chen nach den Bedürfnissen der Men-
schen zu gestalten. 
Das Konzept der «Healing Architecture» 
betont, dass Räume in der Stadt so ge-
staltet werden sollten, dass sich die 
Bewohner*innen in ihnen wohlfühlen 
und sie nach ihren Wünschen aneignen 
können (Brichetti 2019). Jenseits der Auf-
enthaltsqualität müsste es perspektivisch 
darum gehen, ganz neue Formen öffentli-
cher, kollektiver und nicht-kommerzieller 
Räume zu schaffen – in Stadtteilzentren 
und unter freiem Himmel. Sie wären Or-
te der Begegnung, Erholung und Frei-
zeit, der Bildung und Kultur, der gemein-
samen Gesundheitsfürsorge, Ernährung 
und Produktion und nicht zuletzt der po-
litischen Diskussion und Einmischung 
(Schmitt Pacifico/Hellriegel o.J.).
Die Stadt im grünen Sozialismus: In 
der grün-sozialistischen Stadt sind Woh-
nungen, Verkehrsmittel und städtische 
Räume in öffentlicher oder kollektiver 
bzw. selbstverwalteter Hand (aber gleich-
zeitig ist die Privatsphäre von eigener 
Wohnung, eigenem Fahrrad und Garten 
geschützt). Sie werden durch eine Mi-
schung aus plebiszitären, repräsentativen 
und Räte-Strukturen demokratisch von 
den Menschen verwaltet. Wohnungen 

sind preiswert, der öffentliche Nahver-
kehr ist engmaschig und ticketfrei und die 
öffentlichen Räume unterliegen keinen 
Zugangsbarrieren. Neue Gebäude sind 
ökologisch und klimaangepasst gebaut 
und auch der Bestand wurde ökologisch 
modernisiert. Die Mobilität basiert auf ei-
nem Umweltverbund, während das Auto 
zu einer seltenen Randerscheinung in der 
Stadt geworden ist. Nicht nur die urbanen 
Peripherien und Parks, sondern auch die 
dicht bebauten Innenstädte sind grün-
blaue Oasen. Ein wachsender Teil der 
städtischen Flächen ist durch kollektive 
Räume der Begegnung und des gemein-
samen Schaffens geprägt. Umweltge-
rechtigkeit ist in der grün-sozialistischen 
Stadt tatsächlich erreicht – nicht nur als 
relationale Gerechtigkeit, sondern Armut 
und gesundheitsgefährdende Umweltbe-
lastungen sind auch absolut überwunden. 
Damit sind natürlich nur einige Aspek-
te einer grün-sozialistischen Stadt an-
gesprochen. Weitere Fragen wären zu 
klären: Wie werden Produktion, Arbeit 
und Sicherheit gestaltet? Wie sähe ein 
vergesellschaftetes Gesundheitssystem 
aus? Wie können gleiche Rechte für al-
le Bewohner*innen unabhängig von ihrer 
Herkunft gewährleistet werden (Stich-
wort «Solidarity City»)? 
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